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Kampagne gegen Wehrpflicht. R4 Ri 
Zwangsdienste und Militär 


Geschäftsstelle Berlin 


Solidaritätsaufruf 14.6.95 
Arrestierter Totalverweigerer im Hungerstreik 


Der in der Kaserne Blankenfekde inhaflierte Totale Kriegsdienstverweigerer Lothar Lehmann ist 
heute in einen unbefristeten Hungerstreik getreten. Gleichzeitig trat der in der Koseme Seath arrestierte 
Totalverweigerer Steffen Loecke aus Solidarität in den Hungerstreik. Sie protestieren auf diese Weise 
gegen den im offenen Rechtsbruch des Ubermaßverbots des Bundesverfassungsgerichis von der 
Bundeswehr verhängten vierten Arresi gegen Lehmann. Lehmann sitzt seit dem 11.495 im 
Bundeswehrarresi, nachdem er zum 2.1.95 einberufen war und sich Anfang’ April der Bundeswehr stellte. 
Sie protestieren weiter gegen die von der Bundeswehr verhängte Kontaktsperre bezüglich des Falles. Es 
wurde versucht, jeglichen Kontakt, selbst des Anwalts und nahen Angehörigen, zu unterbinden. Dies kommt 
einer Isolationshaft gleich. Gestattet wurde dies erst nach massiven Drohungen mit einer Strafanzeige. 


- Nach seiner Weigerung, die Uniform in Empfang zu nehmen und den Friseur aufzusuchen, wurdän 
bis zum vergangenen Montag schon drei Arresie zu 21 Tagen ausgesprochen. Mit der Verordnung des 
vierten Arrestes von weiteren 21 Tagen Dauer durch das Truppendienstgericht Nord wird die Dauer des 
Arrestes auf insgesamt 84 Tage ausgedehnt. Normalerweise werden maximal drei Disziplinararreste von 
jeweils 21 Tagen verhängt und dann ein Dienstverbot ausgesprochen. 


Offensichtlich soll hier eine neue Vorgehensweise gegenüber Tolalen Kriegsdienstverweigerem 
etabliert werden. Es handelt sich um den zweiten Fall der Überschreitung von 83 Tagen Arrest in der letzien 
Zeil. Bisher wurde Anfang diesen Jahres gegen den Totalen Kriegsdienstverweigerer Lothar Wesolowski in 
der Heider Wulf-Isebrand-Kaseme Arresi von insgesami 89 Tagen verhängt. Dazu erklärte Oberstleutnant 
Dieter Kunze vom Pressezentrum der Luftwaffe In Köln-Wahn, daß dieses Vorgehen "ziemlich einmalig” 
sei. Diese Einmaligkeit soll nun offenbar zur Regel werden. 


Laut Rechtssprechung darf "[...) die Disziptinarstrafe nicht den Charakter einer Beugehaft annehmen 
(...)”, "T...] was Im Falle von Gewissenstätern einer besonderen Prüfung bedarf [...)" (BVerwGE 33, 227f). In 
diesem Falt soll ziemlich eindeutig der Willen und das Gewissen des Rekruten gebrochen werden. Lehmann 
hat eine eindeutige Entscheidung gegen den Kriegsdienst gelroffen und betrachtet auch den Zivildienst 
wegen Seiner militärischen Verplanung als Teil des Milnärdienstes. Diesa Einsteliung änderte sich nicht 
nach der Vertiängung der bisherigen Arreste. Es ist also davon auszugehen, daß auch ein weiterer Arresi 
Lehmann nicht umstimmen wird; ein „disziplinarischer Erfolg* also nicht zu erwarten ist. 


Die Kampagne gegen Wehrpflicht, Zwangsdienste und Militär fordert die soforlige Freilassung 
Lothar Lehmanns und nuft zur allgemeinen Solidarität auf. Jaden Sonntag sind regulärerweise 
Besuchszeiten für Lolhar zwischen 15:00 und 16:00 Uhr. Kommt alle und Übt Druck auf die Bundeswehr 
aus. Um so mehr Menschen sich für seine Freilassung einsetzen, um so wahrscheinlicher sind die 


Erfolgsaussichten. 
Oranienstraße 2$ » 10999 Berlin » fe/. (U 30) 61 50 uS-30/31 + Fax (0 30) 61 50 05 99 « Bürozeiten: Mo-Fr 10-18 Uhr 
Konto: 199 567 Ökobank c.G. B1.Z 500 901 00 


Bildnachweis: S. 4, 5, 11, 1 2: Redaktionsarchiv, S, 7: aus "Vorort", S. 17: aus "Tilt", S. 24, 30, 
33,36: Foto Boris Kanzleiter, S.26, 35, 38 und Titelseite: Foto Juan Ramön Martinez, S. 29: Foto 
Jörn Boewe, S. 46: Sektenarchiv Umwelt-Bibliothek 
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Elternhäuser umstellt, Hausdurchsuchungen 


und Umfeldrecherchen 
Generalbundesanwaltschaft setzt angebliche Zeuginnen- 
Vernehmung gegen junge Weimarer durch 


Als im Dezember 94 ein Brandanschlag gegen 
die Unionsdruckerei in Weimar stattfand (siehe 
auch „telegraph“ 12/94), weil hier die rechts- 
konservative „Junge Freiheit“ gedruckt wurde, 
erschienen an den besetzten Häusern Gerber- 
straße 3 und 1 Transparente mit der Aufschrift: 
„Wir wären es gern gewesen |!“ und Wir auch |“ 
Die zu diesem Zeitpunkt von der Landespolizei 
gebildete Sonderkommission „Druck“ schien 
dies allerdings nicht als Indiz für eine Beteili- 
gung zu nehmen, sondern suchte eher nach 
„Revolutionären Lesben“, die das Bekenner- 


Polizeiaktion durchsucht 


schreiben unterzeichnet hatten. Dies hatte zur 
Folge, daß sich die Ermittlungen größtenteils 
darum drehten, ob bestimmte Frauen nun les- 
bisch seien oder nicht. Zu guter Letzt mußte die 
Sonderkommission „Druck“ feststellen, daß die 
Täter wohl doch nicht aus Thüringen wären, 
was dann zur Folge hatte, daß die Generalbun- 
desanwaltschaft die Ermittlungen an sich zog. 

Für den 30. bzw. den 31. Mai 1995 
wurden zehn Weimarer, größtenteils aus dem 
Umfeld der Gerberstraße 1, nach Karlsruhe 
vorgeladen. Sie sollten in dem „Ermittlungsver- 


pn "22 2 , KE BG 


N ae Jo dar 
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76133 Karlsruhe, den 30. Mai 1995 
Herrenstraße 45a 

Postfachadresse: 

Postfach 27 20 

76014 Karlsruhe 

Telefon (0721) 159-0° 

Durchwahl 159- 684 


. DER GENERALBUNDESANWALT 
BEIM BUNDESGERICHTSHOF 
2 BJs 137/94-7 
2 BJs 135/94-7 


(Akzrmanchen Je Anrene bene geden) 


fahren gegen Unbekannt wegen 
Mitgliedschaft in einer terroristi- 
schen Vereinigung, schweren Rau- 


u  —_  - .. —. 


bes, schwerer Nötigung und ver- 
suchter Brandtiftung“ als ZeugInnen 
vernommen werden. Bis auf einen 
entschlossen sich alle, zu dem Ter- 
min nicht ohne Rechtsanwalt zu 
erscheinen, jedoch fanden sie auf 
die Schnelle keinen, der zu diesem 
Zeitpunkt hätte dabei sein können. 
Um wenigstens nicht unentschul- 
digt zu fehlen, ließen sie sich 
anwaltlich entschuldigen. Allerdings 
nützte ihnen dies wenig, der Gene- 
ralbundesanwalt ordnete für Don- 
nerstag, den 1. Juni, die Zwangs- 
vorführung der ZeugInnen an. 

-  .. Frühmorgensum6Uhrging 
es los. Teilweise wurden Haus und 
Garten der Eltern umstellt, in jedem 
Fall aber war das Verhalten der 
Polizei eher so, als wolle sie Terro- 
risten jagen, als ZeugInnen abho- 
len. Jeder der sieben Leute, deren 
sie habhaft werden konnten, wurde mit eige- 
nem Einsatzwagen sowie mindestens einem 
Begleitfahrzeug nach Hermsdorf gebracht. In 
der Hermsdorfer Dienststelle der Autobahnpo- 
lizei fanden dann die Vernehmungen statt. Die 
Vernehmungen waren, wie vielleicht nicht an- 
ders zu erwarten, keine reinen ZeugInnenver- 
nehmungen. Teilweise kam vom Vertreter der 
Generalbundesanwaltschaft die direkte Tat- 
verdächtigung, so daß es zumindestens stel- 
lenweise eine klare Beschuldigtenvernehmung 
war. Auch ging es nur zu einem geringen Teil 
um den Sachverhalt, zu dem die ZeugInnen 
geladen waren. Vielmehr scheint esim Moment 
um eine Umfeldermittlung zu gehen, vor allen 
Dingen wohl, weil der Staatöschutz in der Thü- 
ringer autonomen Szene nicht mehr durch- 
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Telex: 7825828 
Telefax: (0721) 159-605 


Ermittlungsverfahren gegen Unbekannt 

1. wegen Mitgliedschaft in einer terrorıstischen Vereinigung 
und, schweren Raubes,gemäß 58 129a Abs. 1 Nr. 3, 
249 Abs. 1, 250 Abs. 1 Nr. 2 StGB 
- 2 BJs 137/94-7 - 

2. wegen Mitgliedschaft in einer terroristischen Vereinigung, 

Zversuchter Nötigung und versuchter Brandstiftung,gemäß 

55 129a Abs. I Nr. 3, 240, 308, 22 StGB 
- 2 BJs 135/94-7 -; 


bier; Bei der Vernehmung am 30. Mai 1995 
ausgebliebene Zeugin 


Die Zeugin RD ist der Ladung zu der für 30. Mai 1995 in Karlsruhe, 
Herrenstraße 45a, Nordgebäude, Zimmer 225, anberaumten staatsaniwalt- 
schaftlichen Vernehmung unberechtigt nicht nachgekommen. Die Verhinde- 
rung des von ihr gewählten Beistandes gibt der Zeugin kein Recht, der Ver- 
nehmung fernzubleiben, BGH in NStZ i989, 484. 


Die Zeugin hat die durch ihr Ausbleiben verursachten Kosten zu tragen. Ihr 
wird ein Ordnungsgeld von DM 200,-- auferlegt. 


blickt. 
Alle neun nicht in Karlsruhe erschiene- 


nen ZeugInnen müssen 200 Mark, zwei Zeugin- 
nen zusätzlich noch 500 Mark wegen Aussage- 
verweigerungzahlen. Ebensowerdenwohlauch 
noch die Kosten für den Polizeieinsatz am 1. 
Juni auf sie zukommen. 

Interesse an der Aufklärung dieses Fal- 
les von unverhältnismäßigem Vorgehen von 
Bundesbehörden zeigen in Thüringen im Mo- 
ment die Grünen sowie die PDS. Es ist zu 
erwarten, daß es zu diesem Thema Anfragen 
im Landtag geben wird. Auch der Jugendamts- 
leiter der Stadt Weimar erwägt Einspruch ge- 
gen die im Zusammenhang mit der Zwangsvor- 
führung stattgefundenen Durchsuchung des 
Hauses Gerberstraße 1 einzulegen. Rainer 


Es wird wieder besetzt 
Unter mangelhafter Beteiligung der angeblich radikalen 
Szene des Prenzlauer Bergs versucht die Betroffenenver- 
tretung Leerstand einzuklagen 


Im „focus“ stand’s geschrieben: in Berlin- 
Prenzlauer Berg werden wieder Häuser be- 
setzt. "10.000 Wohnungen stehen leer“ und die 
„Polizei fährt unentwegt Streife auf der Suche 
nach neuen Hausbesetzern“, so die Skandal- 
meldungen der Illustrierten. 

Was ist dran an diesen Sensationsmel- 
dungen? Was sind die Gründe für diese uner- 
wartete Renaissance von Hausbesetzungen? 
10.000 Wohnungen stehen in Ostberlin wirklich 
leer, 2-3000 davon in Prenzlauer Berg. Das hat 
verschiedene Gründe, Einer davon ist die ge- 
nannte „Notverwaltung - in Prenzlauer Berg 
befinden sich von den etwa 40.000 Wohnungen 
der Wohnungsbaugesellschaft Prenzlauer Berg 
mbH (wip), der ehemaligen KWV, nur knapp die 
Hälfte in normaler Verwaltung. Der Rest wird 
„notverwaltet“, weil die „Alteigentümer“ immer 
noch nicht aufgetaucht sind, sich weigern, die 
Verwaltung ihrer Immobilien zu übernehmen 
oder hoffnungslos zerstritten sind. 

Da die wip kein Geld hat, unternimmt 
sie in den entsprechenden Häusern nur noch. 
„Reparaturen zur Verkehrssicherung“. Notwen- 
dige Instandsetzungen unterbleiben, leer wer- 
dende Wohngen werden nicht weitervermietet, 
weil an ein paar Stellen der Putz fehlt, die 
Fenster undicht sind oder neu gestrichen wer- 
den muß, Der Wohnungsleerstand steigt so auf 
altes Ost-Niveau. Ein anderer Grund für den 
wachsenden Leerstand ist die Wohnungs- 
spekulation privater Eigentümer. Häuser mit 
viel Leerständen können teurer verkauft wer- 
den, sie können ohne störende Mieter moderrni- 
siert undteurer wieder vermietetwerden. Wach- 


sender Leerstand bedeutet so auch immer ver- 
mehrte Wohnraumspekulation. 

Im letzten Herbst begannen W.B.A. und 
Betroffenenvertretung Helmholtzplatz leerste- 
hende Wohnungen zu sammeln. Schnell ka- 
men einige hundert zusammen und man be- 
mühte sich, in Gesprächen mit den Verantwort- 
lichen eine Wiedervermietung zu erreichen. 
Schlüsselworte waren dabei „Schwerpunkt- 
instandsetzung“ und „Unterstandardvermie- 
tung“. Die Betroffenenvertretung verlangte die 
Leerstandslisten der wip und ein Mitsprache- 
recht bei der Erteilung von Leerstands- 
genehmigungen. Jedoch Wohnungsbaugesell- 
schaft und Behörden stellten sich stur, die 
Betroffenenvertretung wurde von Pontius zu 
Pilatus geschickt und im März stand man noch 
genauso da, wie schon im Oktober. 

In dieser Situation organisierten W.B.A. 
und Betroffenenvertretung am 21.3. die erste 
öffentliche Leerstandsbegehung. Die Presse 
wurde eingeladen, leerstehende Wohnungen 
wurden aufgebrochen und im Beisein der Of- 
fentlichkeit besichtigt. Dabei wurde schnell klar, 
daß die meisten dieser Wohnungen sofort wie- 
der vermietbar gewesen wären. So stieß manin 
der Dunckerstr. 74 auf eine Zwei-Zimmer-Woh- 
nung mit abgeschliffenem Fußboden und frisch 
gestrichenen Wänden. Sie konnte angeblich 
nicht vermietet werden, weil die Deckenbalken- 
anlage durchgefault sei. Als im Beisein der 
Presse unter den Dielen nachgeschaut wurde, 
war festzustellen. daß die Decke auf Stahlträ- 
gern ruht, die gar nicht faulen können. In einer 
andere Wohnung überraschten frisch einge- 
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‚baute Badewanne und Heizung. 

Alles in allem war diese Aktion ein voller 
Erfolg. Das Presse-Echo war beeindruckend 
und Baustadtrat, Bündnis, PDS und sogar Teile 
der Sozis stellten sich hinter die Aktion. 

Als dann in der „taz“ bekannt gegeben 
wurde, daß noch weitere Wohnungen und so- 
gar ganze Häuser leer stehen, wurde die 
Betroffenenvertretung von Wohnungssuchen- 
den quasi überrannt. Vor allem junge, eher 
„szenige“ Westberliner kamen in Scharen, um 
auch ein Haus abzukriegen. Dümpelte der be- 
kannte Dienstagstreff vorher auf einem Niveau 
von 8-10 Leuten vor sich hin, kamen plötzlich - 
mit nahezu wöchentlich wechselnder Beleg- 
schaft - 40-50 Wohnungssuchende vorbei, die 
alle besetzen wollten. Die meisten gingen nach 
kurzer Zeit wieder, weil ihnen das alles irgend- 
wie zu politisch war. 
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Andere zeigten sich mit den angebote- 
nen Wohnungen nicht zufrieden und probierten 
es dann lieber doch auf dem freien Wohnungs- 
markt. Eine Punker-Combo aus Schöneberg 
begeisterte so nach Einsichtnahme der Leer- 
standslisten mit den Worten, „Oh, sind ja keine 
Vorderhäuser dabei.“ 

Trotz allem Hin und Hers einigte man 
sich aber doch, eine Leerstandsdemo durchzu- 
führen und einige Besetzungen vorzubereiten. 

Die Demo wurde dann am 1. April mit 
ca. 400 Beteiligten durchgeführt (was für 
Prenzlauer Berg ganz gut ist). Am Rande der 
Demo wurden drei leerstehende Häuser be- 
setzt und von der Polizei - die wohl schon vorher 
Wind von der Sache bekommen hatte - auch 
gleich wieder geräumt. Zwei Tage später WUT- 
den acht leerstehende Wohnungen in der 
Dunckerstraße 74 besetzt, einem Haus, in dem 


13 Wohnungen leerstanden, das schon Ziel der 
öffentlichen Begehungen war und von einer 
Tochtergesellschaft der wip, der optima, ver- 
waltet wurde. Ein zum selben Zeitpunkt einbe- 
rufener „Runder Tisch Instandbesetzung“ mit 
Vertretern verschiedener Parteien, Bau- und 
Wirtschaftsstadtrat und sogar dem Geschäfts- 
führer der wip und Presse zog spontan in die 
Duncker 74 um und unterstützte so die Beset- 
zung. Der Baustadtrat versprach „Konsequen- 
zen“ für den nicht genehmigten Leerstand und 
"bedankte sich bei Besetzern und Betroffenen- 
vertretung, daß sie ihn auf das Problem auf- 
merksam gemacht hätten. Der Geschäftsfüh- 
rer der wip konnte vor Ort nur noch bemerken, 
daß „die Demonstration gelungen“ sei und, 
während im Hintergrund gerade laut krachend 
die Türen aufgebrochen wurden, dazu auffor- 
dern, es „dabei bewenden zu lassen“ und doch 
bitte wieder zu gehen. Einen Tag später legte 
seine Firma die Verwaltung nieder und der 
„Pflegschaftsverwalter“ (so was ähnliches wie 
Notverwaltung) verkaufte das Haus. Die neuen 
Eigentümer, eine Gesellschaft aus München, 
schlossen dann mit den Besetzern Mietverträ- 
ge ab. 

Die erste Runde der neuenLeerstands- 
Kampagne war damit an Betroffenenvertretung 
und Besetzer gegangen: an einem Haus war 
exemplarisch gezeigt worden, wie Leerstand 
am besten beseitigt werden kann, acht Mietver- 
träge waren zu verträglichen Konditionen durch- 
gekämpft worden und es war geschafft worden, 
die Polizei außen vor zu halten. 

Der Ausbau dieser Erfolge erwies sich 
dann schwerer als erwartet. Schon während 
der Besetzung in der Dunckerstr. 74 war der 
Kern an Aktivisten recht klein geblieben. Die 
radikale Szene des Bezirkes glänzte durch 
Abwesenheit. Und die Besetzer sprühten auch 
nicht gerade vor Aktivität. Z.T. waren sie nicht 
eirimal beiihrem eigenen Anti-Räumungs-Früh- 


stück anwesend und kamen erst zur Uhnter- 
zeichnung der Mietverträge wieder vorbei. Eine 
Ausweitung des erkämpften Freiraums konnte 
so nicht gelingen. Spätestens auf der. Kiez- 
versammlung am 1.Juni mußte der desolate 
innere Zustand der Leerstandskampagne of- 
fenbar werden. Auf der Versammlung, die 1992 
noch über hundert Leute aus der näheren Um- 
gebung hatte anziehen können, waren diesmäl . 
nur ca. 30 Leute zu finden - vor allem Besetzer 
und Besetzungs-Interessenten. Die Veranstalt- 
ungsplakate waren vorher kaum geklebt wor- 
den. Entsprechend war man auch bei den am 
10./11.Juni endlich wieder stattfindenden Be- 
setzungen weitgehend unter sich. Zum verein- 
barten Aktionstag kamen gerade einmal 50 
Leute. Die beiden im Anschluß besetzten Häu- 
ser wurden ohne Umstände nach drei Tagen 
von acht (!) Polizisten in Sommeruniform wie- 
der geräumt. Die wip handelte nach der schon 
aus der Dunckerstr.74 bekannten Methode. Am 
Tag der Räumung legte sie den Verwaltungs- 
auftrag, diesmal sogar rückwirkend, nieder und 
macht sich aus dem Staube. Vorher wurde das 
betreffende Haus, die Dunckerstraße 70a/Hin- 
terhaus, aber noch so gründlich zerstört, daß 
jetzt wirklich niemand mehr in dem Gebäude 
wohnen kann. Gleichzeitig wurde das Haus an 
eine Kudamm-Gesellschaft verkauft, die jetzt 
abreißen und einen Neubau hinstellen will. Bis 
heute gibt es dagegen kaum Proteste in der 
Presse und bei Bezirkspolitikern. Die zweite 
Runde des Leerstands-Pokers ist also wohl an 
Hauseigentümer und Wohnugsbaugesellschaft 
gegangen. 

Das Leerstandsproblem ist damit na- 
türlich nicht gelöst. Ob es beim Sturm im Was- 
serglas bleibt oder ob die neue Hausbesetzer- 
bewegung es schafft, dranzubleiben und Leer- 
stand wirklich zu einem Thema im Kietz zu 


. machen, bleibt abzuwarten. 


Hans Stubbe & Gerhard NeumannD 
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Kommentar: i 
Drachentöter und Würgeengel 


Landesweit wurde in den Tageszeitungen über 
eine Demonstration vor Bärbel Bohleys Woh- 
nung am 7. Juni berichtet. Es ging um die 
Kosten für das Verfahren eines Hamburger 
Gerichts, das im Auftrag Gregor Gysis Frau 
Bohley verboten hatte, diesen einen Stasi-Spit- 
zel zu nennen. Ein Berliner Gericht hatte dem- 
gegenüber Freya Klier in der gleichen Sache 
Recht gegeben. Bärbel Bohley verweigerte die 
Bezahlung der Verfahrenskosten und, wie das 
bei säumigen Zahlern so läuft, wollte ein Ge- 
richtsvollzieher am 8. Juni im Rahmen einer 
Amtshandlung das ausstehende Geld eintrei- 
ben. Aber anders als bei anderen Mitgliedern 
nicht zahlungsfähiger Schichten zeigte sich hier 
ausgerechnet die Christlich Demokratisch Uni- 
on solidarisch. Die Brandenburger CDU, die 
daheim bei Landesvater Stolpe, dem IM „Se- 
Kretär“, kuscht, rief zu einer Demonstration vor 
Bärbel Bohleys Haus auf und alle, alle kamen, 
SPD-Politiker, Grüne, DDR-Bürgerrechtler. Ein 
Erklärung „Solidarität mit Bärbel Bohley“ war 
unter anderem vom sächsischen Innenminister 
Eggert, vomsächsischen Umweltminister Vaatz, 
vom Generalsekretär der Brandenburger CDU 
und den SPD-Politikern Hilsberg und Barbe 
unterschieben worden. Laut „taz“ äußerte der 
stellvertretende Fraktionsvorsitzende von CDU/ 
CSU im Bundestag, Michael Wonneberger, zur 
Zeit gäbe es nichts Wichtigeres in Deutschland, 
als Solidarität mit Bärbel Bohley zu üben. - Mir 
fallen da eine ganze Reihe von weit wichtigeren 
Sachen ein. 

Daß es nicht das Neue Forum war, das 
zu dieser Aktion aufrief, liegt nicht an den 
derzeitigen Verstimmungen, sonderndaran, daß 
Bärbel Bohley bezeichnenderweise nicht zu- 
erst diesem oder alten Kampfgefährten, son- 
dern zunächst neuen prominenten Freunden 
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vom bevorstehenden Besuch des Gerichtsvoll- 
ziehers berichtete. Um die daraus entstandene 
Peinlichkeit zu verwischen, riefen das Matthias 
Domaschk-Archiv und das Havemann-Archiv 
kurz vor Toresschluß noch in einem eigenen 
Aufruf Bürgerrechtler vor das Haus von Bärbel 
Bohley. Aber der Eindruck des Beifalls von der 
falschen Seite war nicht mehr zu vertuschen. 
Um kein Mißverständnis aufkommen 
zu lassen: Spätestens seit der neuen Analyse 
der Gauck-Behörde halte ich es für über- 
wahrscheinlich, daß Gysi im direkten Auftrag 
des Staaatssicherheitsdienstes gearbeitet hat. 
Und hätte nicht seinerzeit Bahro widersinniger- 
weise erklärt, er habe Gysi im Bautzener Ge- 
fängnis deshalb einen Kassiber zugeschoben, 
damit dieser seinen Inhalt den DDR-Oberen 
mitteilt, wäre Gysi schon nach der „telegraph"- 
Sonderausgabe erledigt gewesen. Aber jeden- 
falls ist doch Gysis Rolle offenbar mit dem 
einfachen Klische „Spitzel“ nicht richtig um- 
schrieben. Wenn ich das richtig verstanden 
habe, hat er mit der Stasi gekummelt, um im 
Austausch gegen Informationen über seine 
Mandanten einige Vorteile für diese, aberhaupt- 
sächlich für sich herauszuwirtschaften. Nur um 
diesen Preis konnte er sich den Anschein ge- 
ben, der exzellente Anwalt zu sein, den alle 
Gerichte fürchten müssen. Das ist natürlich 
jämmerlich genug. 
| Ahern abgesehen, auch der Ent- 
schluß von Bärbel Bohley, nicht zu zahlen, 
sondern notfalls die Summe im Gefängnis ab- 
zusitzen, ist vor der Kulisse zahlreicher mäch- 
tiger Freunde nicht als mutige Tat zu bezeich- 
nen. Hätte sie sich in die Reihe der zahlreichen 
armen Leute gestellt, die ebenfalls von Ge- 
richtsvollziehern bedroht werden, Rechte für 
diese verlangt und im Rahmen dessen ihren 


besonderen Fall einer ungerechten Verurtei- 
lung vorgetragen, wäre das nicht so erfolgreich 
gewesen, aber wenigstens ein Akt der Rebelli- 
on, eine Demonstration für mehr Bürgerrechte. 
Stattdessen verlangt sie im Schutze der CDU 
und anderer Parteien, denen Gysi aus ganz 
anderen Gründen ein Dorn im Auge ist, ein 
privates Sonderrecht für die prominente Bärbel 
Bohley. Damit stellt sie sich in die Reihe derer, 
die mit der Verfolgung ihrer politischen und 
wirtschaftlichen Sonderinteressen an der im- 
mer weiteren Durchlöcherung des Bestandes 
an Bürgerrechten arbeiten. 

Und ganz ähnlichen Verhaltensweisen 
begegnet man gerade in der Front der Stasi- 
aufklärer allerorten. Sie haben ihren Frieden 
mitderbundesdeutschen Gesellschaft geschlos- 
sen und suchen, schon aus Rücksicht auf 
Spendengelder und mächtige Unterstützung 
ihrer Vereine, Freunde in den herrschenden 
Kreisen. Nur in der einen sie betreffenden Fra- 
gerebellierensie gelegentlichgegendie Rechts- 
ordnung der Bundesrepublik. Sie möchten gern 
die Staatssicherheit zur verbrecherischen Or- 
ganisation erklärtbekommen, weigernsichaber, 
die verbrecherische Natur anderer Geheim- 
dienste anzuerkennen und deren Abschaffung 
zu fordern. Statt im Verein mit den Betroffenen 
ein sinnvolles Datenschutzgesetz zu fordern, 
das den Interessen der Schwachen dient und 
nicht stattdessen die Reichen schützt, erlauben 
sie sich selbst allerlei private Privilegien in 
dieser Angelegenheit. Wo kein Kläger ist, ist 
schließlich auch kein Richter wenn man die 
Macht hinter sich hat. Statt gegen die politische 
Strafjustiz auch in der Bundesrepublik zu prote- 
stieren und die Situation der politischen Gefan- 
genen auch in diesem Land einzuklagen, for- 
dern sie allein die Verurteilung der DDR-Justiz. 
Um so schärfer und unnachsichtiger sind dann 
ihre Forderungen an die früheren Peiniger, die 
ihrer Ansicht nach etwas geschichtlich Unver- 


gleichbares getan, ein „KZ. der Seelen“ errichtet 
haben. Dem stimmen natürlich gern diejenigen 
Kalten Krieger der Bundesrepublik Deutsch- 
land zu, die ansonsten Vergleiche aus der Deut- 
schen Geschichte eher scheuen und insbeson- 
dere von Konzentrationslagern lieber nicht re- 
den würden. 

Ich denke nicht, daß Bärbel Bohley und 
ihre Freunde von der Würgeengel-Fraktion so 
vorgehen, weil sie politisch naiv sind, keine 
Zeitungen lesen oder vielleicht sogar irgendwie 
verkalkt sind. Was sie da tun, ist einfach nur 
noch politischer Opportunismus, der seine Tri- 
vialität zuweilen mitbesondersradikalen Rache- 
wünschen an früheren Peinigern tarnt. Mit tat- 
sächlicher Aufarbeitung der Geschichte der 
DDR, einer historisch gerechten Wertung die- 
ser nachstalinistischen Gesellschaftsstruktur in 
ihrenZusammenhängen und derBrandmarkung 
derjenigen, die ihre Mitmenschen für kleinere 
oder größere Privilegien verraten haben, hat 
das nichts mehr zu tun. Sie gehören jetztzu den 
Privilegierten dieser Gesellschaft und wenn 
noch nicht, möchten sie es möglichst schnell 
werden. Aus den früheren Drachentötern sind, 
wie es Biermann einst für sich und andere 
prophezeite, selbst Drachen geworden. Streng 
Überparteiliche. W. Rüddenklau 
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Bundesanwaltschaft im Großeinsatz 
Die Zeitschrift „Radikal“ soll wieder kriminalisiert werden - 


Prolog 


Am 8. Mai 1995 wurde das 
Cafe ExZess in Frankfurt/ 
Main vom Staatsschutz und 
Kriminalpolizei durchsucht. 
Sämtliche Türschlösser 
wurden aufgebrochen und 
die Durchsuchung fand 
ohne Zeugen statt. 

Als Grund diente ein Be- 
schluß des Amtsgerichts 
Frankfurt/Main vom 
17.3.1995, indem die Be- 
schlagnahme von Plakaten 
mit dem Symbol der „Natio- 
nalen Befreiungsfront Kur- 
distan - ERNK“ angeordnet 
war. | 

Neben Zeitschriften und 
anderen Materialien zum 
Thema Kurdistan wurden 
unter anderen „sicherge- 
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Zeitung radikal, Zeitschrift 
Konpress, Fight Back, An- 
tifa-Info und auch der telegraph Nr. 4. 

Nach der Razzia wurden neue Schlösser einge- 
baut und es wurde eine Mitteilung an der Ein- 
gangstür hinterlassen, wonach der Durchsu- 
chungsbeschluß sowie die Schlüssel für die 
neuen Schlösserbeim 13.Polizeirevierin Frank- 
furt/Main hinterlegt seien. 


Wasserschläge 


Einen Monat später, am 13. Juni wurden bun- 
desweit Razzien in 80 linken Objekten und 
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Wohnungen in den Ländern Berlin, Bremen, 
Hamburg, Mecklenburg-Vorpommern, Nieder- 
sachsen, Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz 
und Schleswig-Holstein durchgeführt. 
Begründet wurde die Aktion „Wasserschlag‘ 
von den BKA-Behörden mit der Fahndung nach 
Mitgliedern der „Antiimperialistischen Zellen‘, 
der Gruppe „Das K.O.M.I.T.E.E:” sowie der 
Zeitschrift „radikal“. 
In Neumünster wurde in dem Infoladen Omega 


Il 


unter anderem angeblich 
eine „Adressenliste in 
Sichtfolie für radikal- 
Empfänger im Ausland - 
33 Seiten“ gefunden. Ins- 
besondere betroffen von 
der Razzia ist der Infor- 
mationsdienst Schleswig 
- Holstein, der in dem 
gleichen Gebäude seine 
Räume hat. Daskomplet- 
te Büro wurde beschlag- 
nahmt (Computeranlage, 
Papier- und Elektroni- 
sches Archiv, Scanner, 
Software, Privatutensi- 
lien von Mitarbeitern). - 
Die Räume des Notrufes . 
für vergewaltigte Frauen 
und Mädchen e.V. wur- 
de aufgebrochen undnur 
auf Intervention eines 
Anwalteskonnte erreicht 
werden, daß der Com- 
puter nicht mitgenom- 
menwurde. Bemerkens- 
wert ist hierbei die Aus- 
sage des Beamten, der 
die Computer untersuch- 
te, daß sie den Compu- 


a yBrz/Apri1bäs, diesichiniijsd dersimäit 
radikal" vom März/Apri ‚ die sich mitjeder Nummer anders und mit 
Br a 2 dieser spöttisch als "Fachblatt für alles, was Terroristen Spaß macht" 
eIsC NUNSRP bezeichnet hatte, was der Bundesanwaltschaft Anlaß zum Eingreifen 
grammPGPnichtvorhan- schuf 


den ist. | 
In Bremen wurden neben vier Privatwohnun- gingdie Polizei ziemlich brutal vor. Sie stürmten 


gen, der Infoladen und der Frauenbuchladen maskiert und mit Maschinenpistolen bewaffnet 
durchsucht. Gegen vier Personen wurden Er- mit Einsatz von Blendschockgranaten die Woh- 
mittlungsverfahren ohne Verhaftung angeord- nungen, brachen die Türen auf und fesselten 
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net. die Bewohner und ließen sie nackt bäuchlings 
InKölnwurdenfünf Privatwohnungen, dasAntifa auf Fußboden oder Bett liegen. 
- Cafe und der Infoladen durchsucht. Überall In Lübeck wurde das Arbeitslosenzentrum, die 


"Radikal' 
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Alternative, die Wagenburg sowie zwei Privat- 
wohnungen durchsucht. Gegen zwei Menschen 
wurde ein Ermittlungsverfahren eröffnet und 
Andreas E. wurde verhaftet und unmittelbar 
nach Karlsruhe gebracht. 

In Münster wurden fünf Wohnungen /Häuser 
durchsucht. Gegen drei Leute wurde ein Ermitt- 
lungsverfahren eingeleitet. Rainer P. wurde mit 
gezogener Pistole verhaftet und nach Karlsru- 
he gebracht . Er befindet sich in strengster 
Isolationshaft. 

In Rendsburg wurde RalfM. verhaftet und nach 
Karlsruhe verschleppt. 

In Berlinwurden zwei Häuser und drei Wohnun- 
gen durchsucht und Werner Konnerth in der 
WohnungseinerElternfestgenommenundnach 
Karlsruhe gebracht. In Berlin wurden bei den 
Hausdurchsuchungen vor allem auch nach Hin- 
weisen zu der Gruppe „ Das K.O.M.I.T.E.E.“ 
gesucht. Diese Gruppe unternahm Anschläge 
auf Einrichtungen die für Abschiebung von 
Flüchtlingen verantwortlich sind, wie am 27. 
Oktober 1994 auf eine Bundeswehrkaserne in 
Bad Freienwalde (Brandenburg). Seit einem 
mißlungenem Anschlag auf dem sich im Bau 
befindliche Abschiebeknast in Grünau (Ost- 
berlin) wird nach drei Männern aus Berlin ge- 
fahndet. Die ebenfalls in Berlin lebende Beate 
Krauth wird eine Beteiligung , basierend auf 
einen obskuren Zeugen, unterstellt. Sie sitzt 
seit einiger Zeit in Untersuchungshaft. 


Insgesamt wurden 4 Männer aus Berlin, Mün- 

ster, Lübeck und Rendsburg festgenommen, 
wegen des Verdachts der Bildung einer krimi- 
nellen Vereinigung und Unterstützung einer 
terroristischen Vereinigung ($129, $129a). Die 
Karlsruher Bundesanwaltschaft wirft den Ver- 
hafteten vor, „für die Herausgabe und Verbrei- 
tung der linksextremistischen/linksterro- 
ristischen Untergrunddruckschrift radikal ver- 
antwortlich“ zu sein. 
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„In dieser unregelmäßig und verdeckt erschei- 
nenden Schrift wird für bestehende terroristi- 
schen Vereinigungen geworben, ihre gewaltsa- 
me Bestrebungen zur Veränderung der gesell- 
schaftlichen Verhältnisse in Deutschland wer- 
den propagandistisch unterstützt. Begangene 
Straftaten werden öffentlich gebilligt; zur Bege- 
hung weiterer Straftaten wird öffentlich aufge- 
fordert und hierzu angeleitet.“( aus der Presse- 
mitteilung der Bundesanwaltschaft vom 
13.6.1995) 

Aus dem gleichen Grund laufen jetzt gegen 
weitere 25 Personen Ermittlungsverfahren. 
Den Festnahmen lagen nach einer Presseer- 
klärung der Bundesanwaltschaft „präventiv- 
polizeilich erlangte Erkenntnisse“ des LKA in 
Rheinland-Pfalz zugrunde. Danach sollen sich 
die vier Beschuldigten „am 18./18. September 
1993 in einer abgelegenen Hütte in der Eifel 
getroffen haben, um die kommende Ausgabe 
der radikal vorzubereiten. 

So eine massive Kriminalisierung der Zeitung 
radikal gab es das letzte Mal 1982-84. Damals 
war die radikal in der Phase des Häuserkampfs 
das wichtigste Sprachrohr und Diskussions- 
organ der autonomen Bewegung. Das Blatt ist 
maßgeblich an der Mobilisierung ZU den Stör- 
und Protestaktionen gegen den Reagan - Be- 
such am 10./11.6. 1982 beteiligt. Am 1.12. 1982 
wurden 14 Privatwohnungen, 2 besetzte Häu- 
ser, 3 Druckereien, 2 Buchläden, 1 Verlag, 1 
Buchvertrieb, 1 Fotosetzerei sowie die Vereins- 
räume der „ Zeitungskooperative” durchsucht. 
Daraufhin wurden 1983 Michael Klöckner und 
Benny Härlin als mutmaßliche Redaktionsmit- 
glieder verhaftet. Nach öffentlichen Protesten 
erhielten beide Haftverschonung von 30.000,- 
DM Kaution ( als Vergleich wurde kürzlich der 
Faschistenkader Priem gegen eine Kaution von 
3000,- DM aus dem Gefängnis entlassen l 
{984 wurden beide zu 30 Monaten Haft verur- 
teilt. Gegen Auflage von einer wöchentlichen 


polizeilichen Meldung wurde beiden Haftver- 
schonung gewährt. Bei den Wahlen zum Euro- 
paparlament wurden Härlin und Klöckner auf 
der Liste der GRÜNEN im Mai 1984 nach 
Straßbourg gewählt. 1984 wurden erneut 2 
Druckereien durchsucht und ein Mensch wurde 
bei der versuchten Offnung des Postfaches der 
radikalfestgenommen. Daraufhin stellte die taz 
vorübergehend ihre Adresse zur Verfügung. 
Am 2.5. 1984 wurden deshalb die Räume der 
taz von der Staatsanwaltschaft durchsucht, alle 


eingegangene Briefe wurden beschlagnahmt. 
Die radikal „ging“ ins Exil und ist bis heute 
postalisch nur über das Ausland zu erreichen. 


Wir haben leider nur eine Kontaktadresse der 
Inhaftierten von 1995: 

Werner Konnerth über Ermittlungsrichter beim 
BGH - Herrenstr. 45a - 76125 Karlsruhe 

- Aktenzeichen 1 Bgs 353/95 Ermittlungsrichter 
- BJs 149/93-7 Generalbundesanwalt | 


"Finaler Rettungsschuß" und Vorbeugege- 


wahrsam? 
Entwürfe für das neue Brandenburger Polizeigesetz 


Als letztes Bundesland will sich Brandenburg‘ 


noch dieses Jahr ein Polizeiaufgabengesetz 
zulegen und sich vom betreffenden Vorschalt- 
gesetz verabschieden. 
| Insbesondere fallen die hartnäckigen 
Pläne auf, erstmals unter einer SPD-Landesre- 
gierung den Finalen Rettungsschuß einzufüh- 
ren. Das kann auch als Konzession in Richtung 
CDU-dominiertes Berlin, entsprechend dem 
offen anvisierten Bundesland Berlin/Branden- 
burg (Namensvorschlag der Jungen Uhion : 
Preußen), verstanden werden. 
Das Polizeiaufgabengesetz ist nach Angaben 
des (SPD-) Innenministers Ziel das wichtigste 
Gesetz dieser Legislaturperiode, weshalb er 
Ende vorigen Jahres eine breite öffentliche 
Diskussion ankündigte. Das trotzdem unter 
Verschluß gehaltene Papier wurde der Potsda- 
mer KAMPAGNE gegen Wehrpflicht, Zwangs- 
dienste und Militär zugespielt. Diese führte am 
24. April 1995 eine Pressekonferenz durch, 
verteilte den Entwurf und kündigte Aktionen 
gegen das Gesetz an. Der somit öffentlich 
gemachte Referentenentwurf des Polizeiauf- 
gabengesetzes aus dem Brandenburger Innen- 


ministerium ist nunmehr einiger Kritik ausge- 
setzt. 

Der Brandenburger Datenschutzbeauftragte 
Bleyl forderte die ersatzlose Streichung des 
vorgesehenen Großen Lauschangriffes. 

Auch die Jusos brachten bereits Mitte April 
1995 während des Landesparteitages der SPD 
kritische Anträge ein, die aber nur an den 
Vorstand zur Bearbeitung weitergeleitet wur- 
den. Insbesondere fordern sie eine Beibehal- 
tung der Pflichtzum Tragen von Dienstnummern 
bei Polizei in geschlossenen Einheiten, die 
Herausnahme des Finalen Rettungsschußes 
und des Vorbeugegewahrsams. Obwohl bei 
einer Kabinettsklausur im Februar lediglich Al- 
win Ziel und (Sozialministerin) Regine Hilde- 
brand für den Finalen Rettungsschuß stimm- 
ten, enthält der jetzt verteilte Entwurf (Stand: 
17.03.1995) diese Bestimmung als $67 immer 
noch. 

Auch das Brandenburger Justizministerium hat 
in einer internen Stellungnahme Bedenken gel- 
tend gemacht, und empfohlen, den Finalen 
Rettungsschuß nicht ins Gesetz aufzunehmen. 
Das Gesetz packe zudem alle „heißen Eisen 
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an, die in der rechtspolitischen Diskussion der 
alten Bundesrepublik diskutiert wurden und 
werden“. Positiv wird die Kennzeichnungspflicht 
mit Dienstnummern bewertet. 

Im$ 11 Abs. 2 des noch geltenden Gesetzes ist 
diese Regelung enthalten. Innenminister Alwin 
Ziel hat aber die Einhaltung dieser Bestim- 
mung, die bereits seit 1990 Landesrecht ist und 
von der DDR-Volkskammer wegen Polizeiüber- 
griffen um den 7. Oktober 1989 entwickelt wur- 
de, bis jetzt verhindert. Der (ebenfalls von der 
Kampagne) organisierte Protest hiergegen; 
durch verschiedene Aktionen im Wahlkampf 
der SPD, eine Demonstration, Offentlichkeits- 
arbeit und Klagen sowie eine Parlamentsan- 
frage der BUNDNIS-Fraktion; konnte Herrn Ziel 
aber nicht auf den rechten Weg bringen.Zu 
befürchten ist jedenfalls, daß sich der Wider- 
stand gegen den jetzigen Gesetzentwurf am 
Finalen Rettungsschuß (als einkalkulierter un- 
annehmbarer Maximalforderung ?) erschöpfen 
wird. 

Selbst nach Auffassung des Brandenburger 
Justizministeriums wäre dem Entwurf, wenn er 
Verabschiedet würde, der Beifall aller CDU- 
geführten Bundesländer und des Bundesmini- 
steriums sicher. Die Befugnisse jedes Polizei- 
beamten sollen so ausgedehnt werden, daß es 
notwendig erscheint, in 858 Abs. 2 des Entwur- 
fes Erscheinungsformen der Folter zu verbie- 


ten: „Unmittelbarer Zwang zur Abgabe einer 


Erklärung ist ausgeschlossen“. Interessant ist 
auch der Vorbeugegewahrsam bis zu 4 Tagen. 
Grundlage hierfür sollen auch bevorstehende 
Ordnungswidrigkeiten sein können, was ein- 
deutig Art. 5 I lit. c der Europäischen 
Menschenrechtskonventionen widerspricht. In 
Gewahrsam sollen zukünftig auch Begleiter 
von Personen genommen werden können, die 
z.B. zum Stören geeignete Transparente, Flug- 
blätter oder gefährliche Gegenstände bei sich 
tragen. Komplett wird dieses Szenario, weil die 
Beamten schon heute Wohnungen ohne rich- 
terlichen Beschluß zur Ingewahrsamnahme 
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betreten (jedoch nicht durchsuchen) dürfen. 
Neben dem Großen Lauschangriff soll es Ver- 


deckte Ermittler und V-Leute geben. Nicht zu- 


letzt sollen Hilfsmittel der körperlichen Gewalt 
z.B. auch Sprengmittel ($ 62 Abs. 3) sein. 
Erlaubt werden soll auch das Schießen in eine 
Menschenmenge. Keine Unbeteiligten sind 
dabei die Personen, welche sich nach Aufforde- 
rung nicht entfernt haben. Die Regeln über 
Datenschutz und den Umgang mit Daten (in 
den $$ 29 bis 49) schaffen den Datenschutz 
faktisch ab. 

Das klassische Modell der bloßen Gefahrenab- 
wehr im Polizeirecht - welches nur von der 
Gestapo durchbrochen wurde - scheint über 
Bord geworfen. Zunehmensoll die Polizei schon 
im Vorfeld tätig werden. Dabei darf sie sich 
geheimdienstlicher Methoden, sogar gegen 
Unverdächtige, bedienen. 
Mit den gewünschten Befugnissen muß die 
Polizei nie auf Deeskalation setzen, weil dies (in 
der Diktion des Entwurfes:) möglicherweise 
unzweckmäßig wäre. Der Polizist bleibt selbst- 
verständlich Freund und Helfer und wird Sozial- 
arbeiter mit Knarre ... 


PS.: Am 22. Mai befaßte sich der SPD-Landes- 
vorstand mit dem Jusos-Antrag. Er sprach sich 
gegen den Finalen Rettungsschuß, aber auch 
gegen die Kennzeichnungspflicht aus. Ein Vor- 
beugegewahrsam von 3 Tagen wird empfoh- 
len. Alwin Ziel will den Entwurf trotzdem erst | 
nach Absprache mit der SPD-Landtagsfraktion 
eventuellkorrigieren. (Die innenpolitische Spre- 
cherin dieser Fraktion gilt als ungewöhnlich 
konservativ.) 
Vorab forderte die Polizeigewerkschaft minde- 
stens 7 Tage Gewahrsam und den Rettungs- 
schuß (wegen u.a. erhöhter Rechtssicherheit 
des Schützen). Das meint auch die CDU. Sie 
hat Alwin Ziel aber jede Hilfe bei der Durchsel- 
zung der „Mindestforderungen‘ zugesagt. 
Falko Drescher 


Erneut 84 Tage ‘Disziplinarrest' verhängt 
Bundeswehr versucht neue Maßstäbe gegen Totale Kriegs- 


dienstverweigerer zu setzen 


Blankenfelde / Potsdam / Braunschweig, 
12.6.1995. Die Bundeswehr in Blankenfelde 
hat gegen den Totalen Kriegsdienstverweige- 
rer Lothar Lehmann am Montag, dem 12. Juni 
1995, einen vierten ‘Disziplinararrest' von 21 
Tagen unter Zustimmung des Truppendienst- 
gerichts Potsdam verhängt. Damit wurde zum 
zweiten Mal innerhalb dieses Jahres die jahr- 
zehntelange Rechtsprechung verlassen, nach 
der Totale Kriegsdienstverweigerer -bei der 
Bundeswehr nach 63 Tagen Arrest mit Dienst- 
verbot belegt werden. 

Der aus Lacoma (Cottbus) stammen- 
de Lehmann war zum 2. Januar 1995 nach 
Blankenfelde einberufen worden, stellte sich 
jedoch der Bundeswehr erst Anfang April. Seit 
dem 11.4.1995 wurden gegen den Verweigerer 
ohne Unterbrechung vier dreiwöchige 'Diszi- 
plinararreste'wegen ‘'Gehorsamsverweigerung' 
verhängt. Lehmann hatte sich jeweils gewei- 
gert, seine Ausrüstung und Bekleidung entge- 
genzunehmen und den Friseur aufzusuchen. 

Bereits von Januar bis April 1995 hatte 
die Bundeswehr in Heide (Schleswig-Holstein) 
das erste Mal die seit Jahrzehnten abgesicher- 
te Rechtsprechung von maximal 63 Tagen Ar- 
rest durchbrochen. Damals hatte Oberstleut- 
nant Dieter Kunze vom Pressezentrum der 
Luftwaffe in Köln-Wahn erklärt, daß dieses 
Vorgehen „ziemlich einmalig“ sei. In beiden 
Fällenhaben zweiKammerndes Truppendienst- 
gerichts Nord diese Maßnahmen rechtlich ab- 

gesichert - allerdings entgegen dem Übermaß- 
verbot des Bundesverfassungsgerichts und der 
konkretisierenden Entscheidungen des Bun- 
desverwaltungsgerichts hierzu, die die bisheri- 
ge Grundlage für die Höchstdauer von 63 Ta- 


gen Arrest darstellten. 

Hinzu kommt in Blankenielde, daß ge- 
gen Lothar Lehmann noch während der jeweils 
laufenden Disziplinarreste erneut die Befehle 
zur Einkleidung und dem Aufsuchen des Fri- 
seurs erteilt wurden. Dieses Vorgehenbezeich- 
net Detlev Beutner von der Totalverweigerer- 
Initiative Braunschweig, die auch bereits in 
Heide den betroffenen Totalverweigerer be- 
treut hatte, als „offenkundig grob rechtswidrig“, 
da ein verhängter Disziplinarrest erst vollstän- 
dig abgewartet werden müsse, bevor erneute 
Befehle zu einer erneuten Ahndung bei Verwei- 
gerung führen könnten. 

Der zuständige Truppendienstrichter 
Poretschkin hatte bereits am 30.5.1995. die 
Beschwerde gegen den verhängten dritten Ar- 
rest mit der Begründung zurückgewiesen, daß 
Lehmann „bewußt und aufgrund langfristiger 
Überlegung provoziert.‘ Da Lehmann, der ne- 
ben dem Wehr- auch den Zivildienst u.a. wegen 
dessen militärischer Einplanung verweigert, 
keinen Antrag auf Anerkennung als 'Kriegs- 
dienstverweigerer' gestellt hat, sei hier „beson- 
ders scharf zu reagieren“, so der Vorsitzende 
der4.Kammerdes Truppendienstgerichts Nord. 

Noch am Morgen des 12. Juni hatte die 
Totalverweigerer-Initiative bei dem letzten Ver- 
such, den drohenden erneuten Arrest abzu- 
wenden, in einer Beschwerde an die zuständi- 
gen Stellen erklärt, daß es sich bei den Be- 
schlüssen des Truppendienstgerichts um die 
„vollkommene Verkennung der Lage“ handele: 
Die Bundeswehr müsse hier nicht etwa „beson- 
ders scharf reagieren“, sondern die offensicht- 
liche Gewissensentscheidung des Verweigerers 
respektieren. 
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Lothar Lehmann (links im Bild) bei einer Aktion der Kamp 
Nach der Bekanntgabe der Verhän- . 


gung der vierten ‘Disziplinarmaßnahme! erklär- 
te Beutner, daß die Bundeswehr hier „Hand in 
Hand mit einer Pseudo-Rechtsinstitution militä- 
rische Belange vor die Würde und das Gewis- 
sen des einzelnen Menschen‘ setze. Sollte das 
Truppendienstgericht Nord meinen, eine neue 
„standardlänge von Arresten gegen Totalver- 
weigerer“ entgegen der höchstrichterlichen 
Rechtsprechung festsetzen zukönnen, so müs- 
se dem notfalls mitBundesverfassungsgerichts- 
entscheidungen entgegengetreten werden. 
Doch, so Beutner, ändere dies „tragischer- 
weise nichts an der dann bereits vollzogenen 
rechtswidrigen Beugehaft gegen Lothar 
Lehmann und anderen bis dahin gegebenen- 
falls betroffene Totalverweigerer.“ 


Kontakte: - Lothar Lehmann, z.Z. 2./Fernmelde- 
bataillon 430, 


- Arrestzelle -, Jühnsdorfer Weg 158, 15 827 
Blankenfelde (telefonisch nicht erreichbar, da.dies- 
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agne in der Vergangenheit 


bezüglich Kontaktsperre durch Major Weiß ver- 
hängt worden ist) 

-Bataillonskommandeur Oberstleutnant Scheibe, 
Kasernenkommandant Major Weiß, Adr.wieoben, 
Tel. und Fax über 03379 / 37 22 46 
-WehrbereichskommandoVIll (Dienstaufsichtvon 
Oberstleutnant Scheibe) in Leipzig, Tel. 0341/56 
37 - 0, Fax 0341 /56 37 - 33. 00 | 

- Truppendienstgericht Nord, 4. Kammer, Vorsit- 
zender Richter Poretschkin, Tel. über 0331 /325- 
0, 

Fax 0331/325-262 

- Präsident des Truppendienstgerichts Nord 
(Dienstaufsicht von Richter Poretschkin) in Mün- 
ster, 

Tel. über 0251 /9 36 - 0, Fax 0251/9 36 - 24 55 


- Wehrbeauftrage des Deutschen Bundestages, 


Mitarbeiter Herr Möbus, Tel. 0228/824- 224,Fax 


0228/824-283 
- TKDV-Initiative Braunschweig, Tel. & Fax 0531 / 


445 78 


Y4 


Besuch bei Lothar Lehmann 


Auch am 18. Juni ist, wie jeden Sonntag, ab 15 
Uhr Besuchszeit in der Kaserne Blankenfelde 
bei Berlin. Etwa 20 Mitstreiterinnen der Kampa- 
gne gegen Wehrpflicht, Zwangsdienste und 
Militär aus Cottbus, Potsdam und Berlin ist es 
ziemlich egal ob Christo oder David Copperfield 
gerade den Berliner Reichstag einpacken. Sie 
wollen auch nicht sofort die Forderung der 
aufständischen Arbeiter des 17. Juni 1953 nach 
Abschaffung des Militärs durchsetzen. Nein, 
schlicht und ergreifend haben sie vor, den 
Totalverweigerer Lothar Lehmann aus Lacoma 
zu besuchen. Den hat die Bundeswehr schon 
seit über 63 Tagen zu ihrem Gefangenen er- 
klärt. Tröten und Trommeln sind im Handge- 
päck: Sollten die Militärs an der Kontaktsperre 
festhalten, würde man sich zumindest bemerk- 
bar machen können. 

Zwei Wehrpflichtige mit Maschinenpi- 
stolen im Anschlag umschleichen mißtrauisch 
die leere Kaserne. Ein notorischer Befehlsver- 
weigerer erfordert eben eine erhöhte Sicher- 
heitsstufe. Selbst 13-14jährige Offiziers- 
kinder(„Mein Vater ist Major und schon 10 
Jahre hier.“) sind im Einsatz. Sie bilden eine 
kleine mobile Eingreiftruppe per Bike. Schnell 
und zuverlässig entfernen sie an militärischen 
Schildern verklebte Spuckis der Kampagne 
gegen Wehrpflicht, Zwangsdienste und Militär. 
Inpsychologischer Kriegsführungklippgeschult, 
rufen sie den Unterstützerlnnen von Lothar 
Lehmann zu: „In unserer Schule würdet ihr 
verprügelt werden, geht erst mal arbeiten, zum 
Beispiel bei der Armee.“ Und mit Blick auf die 
Wachsoldaten: „Schade, daß die nicht nach 
draußen schießen dürfen.“ 

„Von der Sowjetarmee lernen, heißt 
siegen lernen“. Die Kampflosung prangt bis 
1989 nicht mehr an dieser ehemaligen NVA- 
Kaserne. Um so tiefer ist der Propaganda- 


18 


spruch in den Köpfen der Soldaten verwurzelt. 
Gerade laufen Meldungen über den Mord an 
derrussischen „Focus“-Korrespondentin Natalja 
Aljakina in Budjonnowsk über alle Nachrichten- 
sender, da wollen auch die Waffenbrüder in 
Blankenfelde nicht nachstehen. So äußert der 
wachhabende Scharführer Anthes gegenüber 
einem der Besucher, in dem er einen Journali- 
sten vermutet: „Sehen sie die Waffe hier, soll 
ich die ziehen? Verlassen Sie sofort den militä- 
rischen Bereich!“ 

Eigentlichwäre doch alles ganz konilikt- 
frei verlaufen. Alle Anwesenden durften, streng 
in Zweiergruppen, für 5 Minuten mit Lothar im 
Besucherraum sprechen. Nur einer, der Ver- 
fasser des Artikels, war so blöd, sich auf Nach- 
frage als Pressevertreter zu outen. Den 
Besucherschein schon fast in der Hand, wurde 
er des Militärgeländes verwiesen. Nach den 
gesetzlichen Grundlagen befragt, äußerte der 
herbeizitierte Hauptmann Deiche geheimnis- 
voll: „Pressevertreter dürfen das Gelände nicht 
betreten. Das ist eine Festlegung des 4. Korps. 
Wer das angeordnet hat, darüber werden sie. 
von mir nichts erfahren.“ 

Lothar Lehmann, aus Protest gegen die 
überzogene Arreststrafe den 5. Tag im Hunger- 
streik, machtdagegen einen gefaßten Eindruck. 
Die tägliche Stunde Freigang nutzt er zum 
Joggen. Empfang von Post und Besuch stellt 
mittlerweile kein Problem mehr dar. Erfahrun- 
gen mit dem Fasten hat Lothar bereits gesam- 
melt. Er hat vor, 21 Tage ohne feste Nahrung 
durchzuhalten. Und das, obwohl seine Ernäh- 
rung derzeit nur aus irgendeinem komischen 
Teefix-Granulat aus der Kantine und Leitungs- 
wasser besteht. Auch der Truppenarzt kam 
bisher nicht auf die Idee, für Saft oder Selters zu 
sorgen. Spontan sammelten die Kampagneros 
für einen Kasten Biosaft. Gerold Hildebrand 
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Totaler Kriegsdienstverweigerer in Meldorf zu acht Monaten 
Freiheitsstrafe ohne Bewährung verurteilt 


Meldorf / Itzehoe / Heide / Magdeburg / 
Braunschweig, 1.6.1995. Der Totale Kriegs- 
dienstverweigerer Lothar Wesolowski aus Mag- 
deburg ist am 1. Juni 1995 vom Amtsgericht 
Meldorf (Kreis Heide) wegen ‘Fahnenflucht' 
und mehrfacher ‘'Gehorsamsverweigerung’ zu 
einer Gesamtfreiheitsstrafe von acht Monaten 
verurteilt worden. Sollte dieses Urteil rechts- 
kräftig werden, würde es sich um die härteste 
Bestrafung gegen einen Totalverweigerer seit 
vier Jahren handeln. 

Wesolowski war am 2. Januar 1995 in 
die Wulf-Isebrand-Kaserne in Heide einberufen 
worden, dort aber nicht erschienen. Nach einer 
Festnahme durch Feldjäger am 7.1.95 ver- 
hängte die Bundeswehr in Heide vier ‘Disziplin- 
arreste’ von jeweils 21 Tagen Längen - schon 
dieser Schritt stellte ein Novum im Umgang mit 
Totalen Kriegsdienstverweigerern in der BRD 
dar, da bisher maximal drei solcher Arreste 
genehmigt worden waren. So erklärte auch 
Oberstleutnant Dieter Kunze vom Pressezen- 
trum der Luftwaffe in Köln-Wahn seinerzeit 
gegenüber der „Dithmarschen Landeszeitung‘, 
daß dieses Vorgehen „ziemlich einmalig sei“ 
(DLZ, 18.3.95). 

In der Hauptverhandlung kamen aller- 
dings nur die ersten drei Disziplinarreste zur 
Sprache, da die ermittelnde Staatsanwaltschaft 
in Itzehoe die Vorgänge um die vierte und fünfte 
Befehlsverweigerung noch nicht abgeschlos- 
sen hat. Vor etwa zehn ZuschauerInnen recht- 
fertigte Wesolowski sein Vorgehen damit, er sei 
in der DDR „1989 nicht auf die Straße gegan- 
gen, um bei der Bundeswehr Dienst zu schie- 
ben.“ Er könne nicht erkennen, welche Rechte 
dieses System ihm biete, die einen solch mas- 
siven Eingriff in sein Leben gestatten könnten. 
Zwangsdienste seien grundsätzlich zu verwei- 
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gern, da sie jedem Gedanken von Freiheit 
widersprächen, Zwar sei seine Freiheit bereits 
durch die Arreste bei der Bundeswehr massiv 
eingeschränkt worden, aber: „Die Freiheit muß 
erkämpft werden, jetzt hier weiter, wie wir es 
1989 in der DDR versucht haben.“ 
Staatsanwalt Dwenger von der Staats- 
anwaltschaft in Itzehoe nahm dem Magdebur- 
ger zwar ab, daß es „seiner Überzeugung ent- 
spricht, keine Zwangsdienste leisten zu wol- 
len.“ Doch: ‚Der Angeklagte hat sich eine Über- 
zeugung gebildet, die meines Erachtens falsch 
ist.“ Der Totalverweigerer sei 1990 „Mitglied 
des Vereins Bundesrepublik Deutschland ge- 
worden“ und müsse sich „der Vereinssatzung 
unterwerfen“. Dwenger beantragte eine 
Gesamtfreiheitsstrafe von acht Monaten, die 
nicht zur Bewährung ausgesetztwerden könne, 
da Wesolowski auch weiterhin der Wehrpflicht 
nicht nachkommen wolle. Außerdem „gebietet 
es die Disziplin der Truppe, daß hier Freiheits- 
strafe verhängt wird.“, so der Staatsanwalt. 
Der Verteidiger Günter Werner aus 
Bremen bezeichnete diese Forderung in einem 
Rechtsstaat, der sich gerne großzügig darstel- 
le, als einen „Skandal“. Die Wehrpflicht, so der 
Rechtsanwalt, seikeine Regel, die zum Zusam- 
menleben der Menschen notwendig sei. Viel- 
mehr werde in diesem Prozeß über die politi- 
sche Frage Wehrpflicht verhandelt: „Was wir 
hier haben, das ist ein Militärstrafgerichts- 
verfahren.“ Werner führte weiter aus, daß zum 
einen das Wehrstrafgesetz „denselben unde- 
mokratischen und militaristischen Geist habe 
wie zu seiner Entstehungsgeschichte vor ein- 
hundert Jahren, und daß es zum anderen Im- 
mer Menschen gegeben habe, die sich einer 
Wehrpflicht konsequent verweigern: „Genau 
wie vor einhundert Jahren hat dieser Staat 


diesen Menschen nichts anderes zu bieten als 
Freiheitsstrafe.“ Was hier passiere, sei eine 
„schweineungerechtigkeit‘. Abschließend er- 
läuterte der Verteidiger die juristisch durch- 
aus bestehende Möglichlichkeit eines Frei- 
spruchs für seinen Mandanten, welchener auch 
forderte. 

Nach einer halbstündigen Unterbre- 
chung verkündete Richter Andresen das Urteil: 
Mit einer nicht zur Bewährung ausgesetzten 
Freiheitsstrafe von acht Monaten kam er der 
Forderung der Staatsanwaltschaft in vollem 
Umfang nach. Die bereits verbüßten Disziplin- 
arreste würden dabei angerechnet. Zur Be- 
gründung führte Andresen an, daß das Wehr- 
strafgesetz zwar seinen Ursprung vor einhun- 
dert Jahren haben möge, aber in seiner jetzigen 
Fassung „vom demokratischen Rechtsstaat 
erlassen“ worden sei. Einem Gewissenskon- 
fliktbezüglich der Ableistungdes Waffendienstes 
sei außerdem mit dem Zivildienst Rechnung 
getragen. Mehr und mehr vermischten sich bei 
der Urteilsbegründung persönliche Ansichten 
und strafrechliche Erläuterungen: „Sie sind viel- 
leicht der Meinung, wir brauchen die Bundes- 
wehr nicht. Ich bin da soweit anderer Auffas- 
sung.“ Und zum absoluten Prinzip von Befehl 
und Gehorsam erklärte Andresen: „Ich bin der 
Überzeugung, daß das dazugehört.‘ 

„Ein abgrundtiefes Beispiel für militari- 
stische Gesinnungsjustiz“ nannte die Total- 
verweigerer-Initiative Braunschweig, die 
Wesolowski während des Arrestes betreut hat- 
te, das Ergebnis in einer Stellungnahme. Wenn 
Staatsanwalt und Richter auch während der 
Verhandlung einen Vergleich mit der national- 
sozialistischen Militärjustiz „mit Entschieden- 
heit‘ zurückgewiesen hatten (Dwenger), so sei 
„der Vergleich doch auf der Hand liegend“, so 
Detlev Beutner von der Initiative. Daß Richter 
Andresen während.der Urteilsbegründung zwei- 
mal „Wehrmacht“ und „Bundeswehr“ verwech- 
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selte, sei dabei „eine Freud’sche Fehlleistung, 
die das Gesamtbild abgerundet hat.“ 

Wesolowski wird Berufung gegen das 
Urteil einlegen, die vor dem Landgericht in 
Itzehoe verhandelt werden wird. 


Greifen wir gemeinsam 


nach den Sternen! 
Dokumentation des Gegengipfels 
zur Ministerratstagung der 
Europäischen Union 
am 9.-11.12.94 in Essen 


Aus dem Inhalt: 

e Redebeiträge des Gegengipfels 

e Kundgebungsbeiträge 

e Fotodokumentation 

e Ablaufchronologie 

e Erfahrungsbericht zur Demo 

e Vorbereitungs- und 
Mobilisierungsphase 

e Juristisches zum Demoverbot 

e Auswertungs- und Kritikpapiere 

Herausgeben vom „Essener - 

Bündnis gegen den EU-Gipfel“ 

Umfang: 64 Seiten - Preis: 8.- DM 


Unrast Verlag 
Postfach 8020 - 48043 Münster 
Tel 02 51/66 6293 « Fax 66 61 20 UNRAST 
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Die Auflösung des Neuen Forums dauert an 
Bericht über die Tagung des Bundesforums in Ahrendsee 


Wir hatten uns bereits in den vergangenen 
Heften gelegentlich mit den Auflösungserschei- 
nungen des Neuen Forumsbeschäftigt. Welche 
Schärfe die Auseinandersetzungen gewonnen 
hatten, erfuhren wir insbesondere nach dem 
Interview mit Conny Kirchgeorg und Roland 
Baron. Von Seiten derer im Neuen Forum, die 
diese Standpunkte nicht teilten, wurden wir 
scharf angegriffen, selbstinlächerlichsten Punk- 
ten: weilBarondie Thüringerspaßhaftals „merk- 
würdiges Bergvölklein“ bezeichnet hatte. 

Der Dissenz war seit Anfang an im 
Neuen Forum immer in der Frage der Wahlbe- 
teiligung aufgetreten. Während in dieser Frage 
beispielsweise die Thüringer einer Meinung 
sind, prallten in Berlin im letzten Jahr die Vertre- 
ter der beiden Flügel immer wieder hart aufein- 
ander. Bei einem Sonderforum im vorigen Jahr 
hatten sich Bärbel Bohley und Sebastian Pflug- 
beil zu den Europawahlen aufstellen lassen, 
während eine andere Gruppe um Reinhard 
Schult eine Wahlboykottkampagne vorbereite- 


te, die aber nach den ersten heftigen Konfron- 


tationen mit den Anhängern des Parlamentaris- 
mus im Sande verlief. Aber auch innerhalb der 
Flügel gibt es kein Bedürfnis nach der Klärung 
von gemeinsamen oder differierenden Ansät- 
zen. Als Provokation zur Auseinandersetzung 
gemeinte Anstöße wie das Kukutz-Krone-Pa- 
pier prallten an der Front eines dumpfen Wir- 
Gefühls ab, das sich gegen die rationale Erfas- 
sung von Trennendem und Gemeinsamen 
wehrt. | 
Während die Mecklenburger gern mit 
den Grünen zusammen arbeiten, kockettierte 
man in Thüringen mit den Schwarzen. Bohley 
und Pflugbeil verzichteten gleich ganz auf ein 
Wahlprogramm zu den Europawahlen, wohl 
weil sie der Ansicht waren, daß ihre bedeuten- 
de Persönlichkeiten Programm genug wäre. 
Die Ankündigung Bärbel Bohleys in einer weit 
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verbreiteten Berliner Zeitung, das Neue Forum 
zugunsten einer Stiftung aufzulösen, traf die 
Thüringer mitten im Wahlkampf .und trug wohl 
auch zu dessen düpierendem Ergebnis bei. 
Offensichtlich sehen nicht nur diese 
beiden VIPs das Neue Forum als Kulisse ihrer 
Person. Während sie sich seit Jahren nicht 
mehr an der Basisarbeit beteiligen, sabotieren 
sie deren Arbeit mit zum großen Teil 
unabgesprochenen und meist idiotischen Ein- 
zelaktionen, bei denen sie entweder nicht de- 
mentierten, im Namen des Neuen Forums auf- 
zutreten oder doch heuchlerisch behaupten, sie 
handelten jetzt als Privatpersonen. Im Falle 
Bohleys beispielsweise der Besuch bei Helmut 
Kohl, die Unterstützung der Heitmann-Kandi- 
datur und als letzte „Tat“ die Ankündigung der 
Auflösung des Neuen Forums. Bärbel Bohley 


“spricht dann auch gegenüber einem Journali- 


sten vom „Basis-Schlamm, der etwas Erstik- 
kendes hat, und nicht nur Personen, sondern 
letztlich auch Organisationen lähmt“. (taz 


- 12.4.95) 


Den letzten Höhepunkt des Berliner 
Konfliktes hatten wir auch bereits im „telegraph“ 
geschildert, den Ausschluß von Bohley und 
Pflugbeil aus der Berliner Landesgruppe wegen 
seit Monaten nicht gezahlter Mitgliedsbeiträge. 
Daraufhin hatten die beiden bekannt gegeben, 
sie hätten schon seit Dezember eine eigene 
Basisgruppe gegründet und zahlten den Bei- 
trag auf ein Sperrkonto. Der Bundes- 
koordinierungsrat forderte dazu auf, diesen 
Konflikt vor einer Schiedskommission auszU- 


“ tragen. Deren Autorität lehnte nun wiederum 


die Berliner Landesgruppe ab, und zwar, weil 
sie nicht satzungsgemäß zustande gekommen 
sei. In der Tat wird laut der Satzung des Neuen 
Forums die Schiedskommission durch das 
Bundesforum gewählt. Aber von den vor zwei 
Jahren in Prerow Gewählten hatten sich inzwI- 


schen zwei ins Privatleben zurückgezogen und 
der Bundeskoordinierungsrathatte deshalb zwei 
neue ernannt, - was er allerdings nicht darf. 

In dieser Situation fand das Bundes- 
forum vom 9. bis 11. Juni in Ahrendsee/Alt- 
mark, in der realsozialistischen Kulisse des 
ehemaligen Zentralen Pionierferienlagers Mau- 
rice Thorez statt. Seit dem Bundesforum vor 
zwei Jahren in Prerow war die Zahl der Dele- 
gierten auf etwa die Hälfte geschwunden. Wäh- 
rend sich in Prerow Beteiligte und Beobachter 
noch im Saal bedrängt fühlten, saß jetzt der 
letzte harte Kern von 50-60 Leuten als einsame 
Insel in einem viel zu großen Saal. Im Ganzen 
waren zwei Journalisten anwesend, davon ei- 
ner vom „Neuen Deutschland“, das es sich 
leisten konnte, anschließend wohlmeinend zu 
berichten und auch noch ein Interview mit dem 
ehemaligen Stasijäger Büchner anzufügen, der 
aus dem Neuen Forum gern eine Bürgerrechts- 
bewegung machen möchte. 

Frappierendwar schon die vom Bundes- 


koordinierungsratvorgelegte Tagesordnung, die 


den normalen Rechenschaftslegungen galt und 
die alle bewegende Frage der Auflösung oder 
Weiterexistenz vollständigignorierte.Dafürhatte 
Heidi Bohley aus Halle den Antrag eingebracht, 
die Bundesebene des Neuen Forums aufzulö- 
sen, weil die Berliner Landesgruppe ohnehin 
mache, was sie wolle. Erschienen waren Bärbel 
Bohley und Sebastian Pflugbeil, und zwar als 
Delegierte der im wesentlichen aus ihren Fami- 
lien und Sekretärinnen bestehenden eigenen 
Basisgruppe. Dagegenprotestierte scharf Rein- 
hard Schult als Delegierter der Berliner Landes- 
gruppe. In einem Offenen Brief an das Bundes- 
forum stellte die umstrittene Basisgruppe ihre 
Arbeit vor, unter anderem eine Arbeitsgruppe 
zur Aufarbeitung der DDR-Geschichte, die die 
maßgeblichen Meinungen aller möglichen Be- 
rühmtheiten des neueren Deutschland zu Zeit- 
geschichte aufnimmt, darunter so wichtige Zeit- 
zeugen wie die sächsische Justizministerin und 
ein Schweriner Polizeipräsident. Das Bundes- 
forum entschied schließlich, die Stimmen von 


22 


Bohley und Pflugbeil extra zu zählen. 

Am Samstag gab es zunächst die Re- 
chenschaftslegung des Bundeskoordinierungs- 
rates, der infolge von Rücktritten auch stark 
ausgedünnt war. Die Chefkassiererin hatte kei- 
ne Lust beim Bundeskongreß zu erscheinen, 
weil sie durch die permanent ausbleibenden 
Mitgliedsbeiträge aus den Landesverbänden 
frustriert ist. Auf dem Konto des Neuen Forums 
waren nur noch 1,1 Millionen Mark, eine. Sum- 
me, die vielleicht für einen Privatmann recht 
beträchtlich ist, aber beispielsweise für die Auf- 
lösung zugunsten einer Stiftung einfach nicht 
reicht. Spektakulär waren auch 90.000 Mark 
Thüringer Wahlkampfrückerstattung, derenEEin- 
forderung die Bundeskoordinierungsrat ver- 
schlampt hatte. Der wurde daraufhin vom 
Bundesforum nur bedingt entlastet. Erst müsse 
es eine korrekte Übergabe der Finanzen an den 
neuen Bundeskoordinierungsrat geben. 

Der Hallensische Auflösungsantrag 
wurde zugunsten eines Kompromißantrages 
zurückgezogen: Bis zum 29. Oktober soll der 
neue Bundeskoordinierungsratrrechtskonforme 
Vorschläge für die Reform oder Auflösung der 
Bundesebene des Neuen Forums vorlegen. 
Erstaunlich war dann noch einmal die Annahme 
des Antrags der Berliner Arbeitsgemeinschaft 
für Arbeit und soziale Politik gegen die 
Aushebelung des Tarifsystems durch das 
Beschäftigungsförderungsgesetz. Soviel echte 
Radikalität hatte mancher dem diffusen Hau- 
fen, der in Ahrendsee zusammen saß, nicht 
mehr zugetraut. 

Inzwischen gehen die Auseinanderset- 
zungen im Berliner Neuen Forum weiter. Pflug- 
beil, der trotz seiner umstrittenen Mitgliedschaft 
in den Bundeskoordinierungsrat gewählt wur- 
de, hat damit das Recht erworben, am Berliner 
Arbeitsausschuß teilzunehmen. Bei dessen 
Tagung am 14. Juni flogen dementsprechend 
die Fetzen zwischen den Kontrahenten der 
verschiedenen Flügel. Die Auflösung des Neu- 
en Forums dauert, wie gesagt, an. 

W. Rüddenklau 
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Gegenmacht und Soziale Basis 
Ein Interview zu den Entwicklungen des letzten Jahres in 


Mexiko und Chiapas 


Wir haben in diesem Blatt lange nichts über die Lage in Mexiko berichtet, hauptsächlich weil 
anderswo dies und jenes Wichtige erschien. Diesmal ein sehr ausführliches Interview mit 
zwei Leuten, die die Situation aus eigener Erfahrung kennen. Boris Kanzleiter, 25, ist 
Student der Geschichte und Altamerikanistik, Jörn, 28, studiert Politologie und bereitet 
seine Diplomarbeit über Chiapas vor, Boris studierte von Oktober 1993 bis September 1994 
in Mexiko-Stadt an der Escuela National de Antropologie Historia, eine Universität, die sich 
mit der Geschichte der indigenen Völker Mittelamerikas, hauptsächlich Mexikos beschäf- | 
tigt. Er hielt sich mehrmals in Chiapas auf, im Februar 1994, kurz nach Ausbruch des 
Aufstandes, im August 1994 und vor eineinhalb Monaten noch einmal als Beobachter des 
Zentrums für Menschenrechtsfragen der Diözese San Cristobal.Die Beobachterkommission 
war innerhalb der zapatistischen Zone, um Militärübergriffe und Übergriffe von Seiten 
staatlicher Autoritäten zu registrieren und publik zu machen. Jörn arbeitete vom Juli 1994 
bis Januar 1995 in Mexiko im Rahmen eines Praktikums für ein unabhängiges wirtschafts- 
wissenschaftliches Institut, das sich vor allem mit den Auswirkungen des amerikanischen 
Freihandelsvertrages NAFTA beschäftigt und Studien für unabhängige gewerkschaftliche 
Gruppen in Mexiko erstellt. Er war in diesem Zusammenhang drei Mal in Chiapas. Beide 
berichteten in verschiedenen Zeitungen in Deutschland, der „Berliner Zeitung’, dem 
„Neuen Deutschland“, der „Jungen Welt“ und der Zeitschrift „ak“ über Mexiko. 


telegraph: Es war auch in deutschen Zeitun- 
gen gelegentlich einiges über die Übergriffe des 
Militärs in Chiapas seit Oktober des vorigen 
Jahres zu lesen. Welches Ausmaß haben diese 
Aktionen? 

Boris: Übergriffe gab es besonders im Februar 
1995. Damals, am 9. Februar 1995, hat die 
mexikanische Bundesarmee eine militärische 
Offensive gegen die zapatistischen Stellungen 
angefangen. Sie haben einen Großteil der Dör- 
fer, die bisher unter der militärischen Kontrolle 
der Zapatistischen Befreiungsarmee waren, 
eingenommen und halten sie nach wie vor unter 
Kontrolle, nicht direkt durch Besetzung, son- 
dern, indem sie die Wege kontrollieren, vor den 
Dörfern Militärposten installiert haben und die 
Zivilbevölkerung mit unterschiedlichen Metho- 
den der Kriegsführung auf niedrigem Niveau 
einschüchtern. Beispielsweise werden Bauern 
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daran gehindert, ihre Felder zu bewirtschaften, 
Soldaten gehen durch die Dörfer, um Tortillas, 
das Grundnahrungsmittel der Bauern, zu klau- 
en. Teilweisewurde Trinkwasser vergiftet, Saat- 
gut verbrarint, Werkzeug zerstört, usw.. Das 
hat sich alles im Februar abgespielt... 2 

telegraph;.... Dieser Feldzug geschah, wie sich 
herausstellte, auf Druck einer US-amerikanl- 
schen Gläubigerbank auf die mexikanische 
Regierung. er 

Boris: Das war einer der Faktoren, die eine 
Rolle gespielt haben, aber esist sicher nicht der 
einzige Faktor. Es ging damals der mexikanl- 
schen Regierung darum, die EZLN als politi- 
schen Faktor auszuschalten. Das haben sie 
allerdings nicht geschafft. Das unmittelbare Ziel 
war, zumindest nach außen, die Führung der 
EZLN gefangen zu nehmen. Sie hatten Haftbe- 
fehle der Staatsanwaltschaft für Marcos und die 


Plakatan der Grenze des zapatistischen Gebiets:, Will ommen im lakandonischen Urwald, derHeimstät- 


te der Gesetzesübertreter, der EZLN, dem Schlupfwinkel der Würde des Vaterlands!“ 


Mitglieder der militärischen Führung der EZLN. 
Letztendlich ging es ihnen natürlich um die 
Zerschlagung der gesamten EZLN-Basis. Aber 
beides haben sie nicht geschafft. 

telegraph: Wenn ich das richtig verstanden 
habe, ist mindestens so wichtig wie die EZLN 
die bäuerliche Basis und die Art von Gegen- 
gesellschaft, die sich im EZLN-Gebiet und dar- 
über hinaus entwickelt hat, Landbesetzungen, 
Gruppen, Initiativen und dergleichen. 

Boris: Das sind verschiedene Prozesse, die 
miteinander verflochten sind, die man aber 
unabhängig voneinander betrachten muß. Man 
muß, um die Lage im Staat Chiapas zu verste- 
hen, wissen, daß der Staat unterschiedliche 
geografische Zonen hat, die auch unterschied- 
liche Sozialstrukturen haben. Die Zapatistische 
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Befreiungsarmee hat sich in der unzugäng- 
lichsten Bergzone, der Selva Lacandona, dem 
lakandonischen Urwald entwickelt. Die Selva 
Lacandona ist ein schwer zugängliches Berg- 
dschungel-Gebiet, das an der Grenze zu Gua- 
temala liegt. In dieser Region haben sich im 
Laufe eines langen Prozesses die Dorfgemein- 
schaften entschlossen, eine politisch-militäri- 
sche Organisation aufzubauen, die EZLN. Die 
EZLN hat am 1. Januar 1994, als der Aufstand 
ausbrach, die militärische Kontrolle über dieses 
gesamte Gebiet ausgeübt. Das hat sich mit 
dem 9. Februar geändert. Die Bundesarmee 
übt jetzt auch wieder in dieser Kernzone der 
ZapatistischenBefreiungsarmeeweitgehenddie 
militärische Kontrolle aus. Die Bundesarmee 
hält die Täler besetzt und die EZLN-Truppen 
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haben sich auf die Berge zurückgezogen. 

Davon abgesehen gibt es im gesamten 
Chiapas seit den siebziger Jahren einen ande- 
ren Prozeß der Entwicklung von unabhängigen 
Kleinbauern- und Indigena-Organisationen, 
unabhängig in dem Sinn, daß sie nicht in Ver- 
bindung mit der offiziellen Staatspartei PRI 
stehen und sich gegen den Willen der Staats- 
partei gebildet haben. 


telegraph: Wir hatten .Vorberichte, daß im Zu- 


sammenhangmitderwachsenden Staatsschuld 
Mexikos die seit Jahrzehnten regierende „Par- 
tei der Institutionalisierten Revolution“, die PRI 
das System der Alimentierung der auf schlech- 
ten Böden wirtschaftenden Kleinbauern ein- 
stellen mußte. Die staatlichen Aufkaufpreise für 
landwirtschaftliche Erzeugnisse waren subven- 
tioniert. Das gab den Kaziken, die in den Dör- 
fern den Aufkauf im Auftrag der Regierung 
besorgten und im Übrigen auch die jährliche 
Neuverteilung der Böden besorgten, eine gro- 
Be Macht. Wohlergehenwargekoppeltan Wohl- 
verhalten gegenüber der PRI. Dieses System 
der Subventionierung konnte nicht durchgehal- 
ten werden und in der Folge schwand die Loya- 
lität der Kaziken und das Wohlverhalten der 
Bauern. Die PRI mußte sich zu einer anderen 
Politik der Machterhaltung entschließen und 
hat den überall in Amerika und anderswo gras- 
sierenden Neoliberalismus gewählt. 

Jörn: Das ist richtig. Das ist ein Prozeß, der 
sich im Wesentlichen unter den letzten beiden 
Präsidenten, de la Madrid, von 1982 bis 1988 
und verstärkt unter Salinas von 1988 bis 1994 
durchgesetzt hat. Das war einer der wesentli- 
chen Faktoren dafür, daß sich überhaupt eine 
solche unabhängige Bewegung formiert hat, 
nicht nur in Chiapas, sondern auch in anderen 
Bundesstaaten, speziell in Südmexiko, die sehr 
dicht besiedelt und vorwiegend agrarisch ge- 
prägt sind. Die offizielle Bauernzentrale der 
PRI, die vorher die absolute Kontrolle über die 
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Regionen hatte, hat zunehmend an Einfluß 
verloren. Unabhängige radikale Gruppen, die 
zum Teil von Leuten aufgebaut wurden, die aus 
der 68er Studentenbewegung kamen, wurden 
wissenschaftliche Berater oder politische Akti- 
visten und übten einen Einfluß auf dem Lande 
aus. In Chiapas war dieser Prozeß schon vor 
dem Aufstand der EZLN relativ weit fortge- 
schritten. Die unabhängigen Organisationen 
haben zugleich einen politischen und einen 
wirtschaftlichen Charakter. Der Kaffee ist in 
Chiapas eines der wesentlichen Produkte, die 
von den Campesinos produziert werden. Natür- 
lich sind die immer gegenüber dem Großgrund- 
besitz benachteiligt. Die Unabhängigen haben 
deshalb versucht, ein Genossenschaftswesen 
aufzubauen und sind dabei natürlich immer auf 
gewisse Grenzen gestoßen, beispielsweise bei 
der Vermarktung des Kaffee. Die Regierung hat 
mit Hilfe des Nationalen Solidaritätsprogramms 
PRONASOL zum Teil erfolgreich versucht, die 
unabhängigen Gruppen wieder an sich zu bin- 
den. Es wurden Regierungsmittel für bestimm- 
te Infrastruktur-Maßnahmenvergeben, zum Bei- 
spiel Bau von Lagerhäusern für Kaffee, Elektri- 
fizierung oder Straßenbau. Als 1994 dann der 
Aufstand ausbrach, hat die Regierung versucht, 
ein Gegengewicht zur EZLN zu schaffen, und 
den CEOIC, die Consejo Estatal de Organisa- 
ciones Indigenas y Campesinas, den Regional- 
rat der Kleinbauern- und Indigena-Organisatio- 

nen gegründet, wo sie die offiziellen PRI-nahen 

Verbände und die unabhängigen in einer Orga- 

nisation zusammenfassen wollte. Das hat aller- 

dings nicht funktioniert. Innerhalb weniger Wo- 

chen hatten die radikalen Verbände die Mehr- 

heit in dieser Organisation und übernahmen 

das gesamte Programm der EZLN bis auf den 

bewaffneten Kampf. Der CEOIC ist heute der 

wesentlichsten regionale Verbündete der EZLN. 

Boris: Das heißt, in Chiapas gibt es heute zwei 

wichtige soziale Akteure, die von unten kom- 
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men.Dereineistdie EZLN, dieeine bewaffnete Staatspartei PRI und die Großgrundbesitzer, 
politische Organisation ist, die in der.Selva hinter denen nach wie vor die staatliche Autori- 
Lacandona operiert. Im restlichen Chiapas, in tät steht. 
den Regionen, die auf Grund ihrer territorialen telegraph: Wenn ich mich recht erinnere gibt 
und sozialen Bedingungen nicht den Aufbau es seit dem Vorwurf der Fälschung der 
einer Guerillagruppe begünstigen, existieren Gouverneurswahlen im Sommer vorigen Jah- 
diese unabhängigenKleinbauern-undIndigena- res in Chiapas auch eine Gegenregierung? 
Organisationen, die programmatisch mit der Jörn:Die Gegenregierung wurde im Dezember 
EZLN übereinstimmen und mit ihr an einem letzten Jahres auf Initiative von vier Kräften 
Strick ziehen. Auf der anderen Seite gibtesdie gebildet, zum einen als stärkster Kraft der 
CEOIC, dann der PRD, 
der Partei der Demo- 
kratischen Revolution - 
die Mitte-Links-Opposi- 
tionsparteiin Mexiko, die 
ee : In Chiapas selbst orga- 
Be: - nisatorisch nicht sehr 
stark ist. Des weiteren 
als Einzelperson Amado 
Avendanio, ein unab- 
hängiger Rechtsanwalt, 
der im August für die 
Gouverneurswahlen in 
y IR 4 N ei. Chiapas kandidierte. 
I ee Er Br Boris: Die vierte Kraft 
LE ie EV A ist die zapatistische Be- 
freiungsarmee, die zwar 
offiziell nicht an der Ge- 
genregierung teilnimmt, 
sie aber anerkannt hat 
und ihr damit poltisches 
Gewicht als ihre Reprä- 
sentation verleiht. 
telegraph: Wie demo- 
kratisch sind denn die- 
= ' 005 se Struktureneigentlich, 
A, _ die EZLN, der CEOIC, 
e . die Gegenregierung und 
die übrigen Kleinbau- 
ern- und Eingeborenen- 


’ Plenum der Demokratischen Konvention, im August Organisationen? 
1994, im lakandonischen Urwald Jörn: Alle diese Orga- 
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nisationen, die sich als Basis- oder Volks-Op- 
position verstehen, sind zunächst in einer Or- 
ganisation zusammengeschlossen, die sich De- 
mokratische Versammlung des chiapa. Volkes 
nennt. Diese hat wiederum diese Gegenregie- 
rung gewählt. Die Organisationen sind norma- 
lerweise lokal verwurzelt. Sie haben ein Pro- 
gramm, aber bestimmen sich nicht über Ideolo- 
gie, sondern durch ihre lokale Anbindung über 
die lokale Selbstverwaltung. Es gibt Delegierte, 
die aber zurückberufen werden können. 
telegraph:Rückberufunginwelchem Rythmus? 
Jörn: Rückberufung zu jeder Zeit, wenn es 
notwendig erscheint. Das ist bis jetzt noch nicht 
formalisiert worden. Es gibt aber Bemühungen 
von Seiten der Gegenregierung und der Demo- 
kratischen Versammlung, -einen neuen 
Verfassungsentwurf auszuarbeiten, der ver- 
schiedene basisdemokratische Elemente und 
Repräsentation zum Beispiel der verschiede- 
nen ethnischen Gruppen einschließt, Autono- 
mierechte auf lokaler Ebene und für die ver- 
schiedenen Ethnien. 

Boris: Ich glaube, man kann schlecht unsere 
Demokratievorstellungen auf die Verhältnisse 
von Chiapas übertragen. Die politischen Koor- 
dinaten sind dort anders. Die Grundbasis für die 
Kleinbauern-- und Eingeborenen-Organisatio- 
nen auf der einen Seite und auf der anderen 
Seite auch für die EZLN bilden die Communi- 
dades Indigenas, das sind die indianischen 
Dörfer, die aufihre eigene Weise eine Form von 
Demokratie praktizieren, die uns unbekannt ist. 
Das hängt mit ihrer Tradition zusammen und 
mit der gesamten wirtschaftlichen und sozialen 
Funktionsweise eines solchen Dorfes. Die Dör- 
fer in der zapatistischen Zone existieren letzt- 
endlich auf der Grundlage der Subsistenz- 
wirtschaft. Die Dorfgemeinschaft verfügt über 
den Grund und Boden, der sich um das Dorf 
herum befindet. Die einzelnen Mitglieder der 
Dorfgemeinschaft bewirtschaften den Boden, 
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der in der Form einer Agrarkooperative verwal- 
tet wird. Es gibt keinen Privatbesitz an Grund 
und Boden. 

telegraph: Etwa wie bei der russischen 
Obschtschina, den bäuerlichen Dorfgemein- 
schaften, die in weiten Teilen Rußlands bis zur 
Oktoberrevolution existierten. 

Boris: So in etwa. Das Mehrprodukt, das über 
die Subsistenzwirtschaft hinausgeht, wird auf 
dem Markt verkauft. Das Geld, das man erzielt, 
wird in notwendige Maschinen oder Werkzeuge 
investiert, die die Communidad selbst nicht 
herstellen kann. Wo dabei die Prioritäten lie- 
gen, wird durch die Gemeindeversammlung 
beschlossen. Die Dörfer haben eine Art von 
Selbstregierung die in erster Linie über die 
Gemeindeversammlung funktioniert. Eine Ge- 
meindeversammlung ist nach mexikanischem 
Recht keine Institution, nach indianischer Tra- 
dition ist es die feste Institution, die das Recht 
besitzt, über die Politik innerhalb der Gemeinde 
zu entscheiden. Die Gemeindeversammlung 
setzt sich aus allen Erwachsenen zusammen, 
die in der Gemeinde leben. 

telegraph: Also auch Frauen? 

Boris: Frauen und oft auch Kinder. Das Krite- 
rium für die Teilnahme und Stimmberechtigung 
in der Gemeindeversammlung ist, daß jemand 
in der Lage ist, der Versammlung zu folgen und 
dabei nicht einzuschlafen. Also auch Kinder mit 
13 oder 14 Jahren dürfen teilnehmen. 
telegraph: Diese Bestimmung unterscheidet 
sich wohltätig von der für deutsche Richter. Die 
dürfen während der Verhandlung nickern. 
Boris: Das Problem ist, daß man diese Form 
von kommunaler Selbstverwaltung und demo- 
kratischen Strukturen in einem Dorf mit unse- 
ren Begriffen schwer fassen kann. Das ist eine 
Form von Demokratie, die aber auf der anderen 
Seite die Freiheit des Individuums nicht kennt. 
Die Beschlüsse werden gemeinschaftlich ge- 
faßt und gemeinschaftlich umgesetzt. Es kann 
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Sich niemand der Mehrheitsmeinung entzie- 
hen. Wenn erst einmal ein Beschluß gefaßt ist, 
dann ist jedes einzelne Individuum verpflichtet, 
diesen Beschluß umzusetzen. 

telegraph: Ahnlich wie bei den antiken Demo- 
kratien muß man im anderen Fall aus dem Dort 
ausziehen. | 
Boris: Das passiert natürlich. Wenn es bei- 
spielsweise eine Familie gibt, die nicht mit der 
Entscheidung übereinstimmt, die die Mehrheit 
trifft, bleiben ihr zwei verschiedene Möglichkei- 
ten: Sich dem zu unterwerfen oder aus der 
Gemeinde auszuziehen. In der Vorbereitung 
des zapatistischen Aufstandes habenbeispiels- 
weise Leute, die daran nicht teilnehmen woll- 
ten, ihre Dörfer verlassen. Das ist nicht bruch- 
los verlaufen. 

Diese Form von kommunaler Selbst- 
verwaltung und kommunaler Demokratie kon- 
stituiert letztendlich auch die EZLN, denn die 
Dorigemeinschaften sind die Grundbasis für 
die zapatistische Armee. Das heißt, wenn eine 
entscheidende Sache zur Regelung anliegt, 
beispielsweise die Frage, ob die EZLN am 
Dialog mit der Regierung teilnimmt oder nicht, 
oder ob man bestimmte Dialogangebote der 
Regierung annimmt oder nicht, - solche Fragen 
werden in den Dorfgemeinschaften diskutiert, 
dort beschlossen und demnach muß auch die 
Generalkommandantur unddie Oberste Instanz 
derEZLN, das Geheime Revolutionäre Indigena- 
Komitee, handeln. Auf diese Weise funktioniert 
die gesamte Organisation. Man kann also die 
Zapatistische Befreiungsarmee mit keiner Gue- 
rilla aus Südamerika oder Kuba vergleichen. 
Das waren Gruppen von bewaffneten Leuten, 
die von außen in eine bestimmte Region hinein 
gegangen sind, dort bewaffnete militärische 
Aktionen angefangen haben und sich dann 
langsam eine Unterstützung in der Bevölkerung 
erobert haben. Das ist in Chiapas anders. Dort 
war es der gemeinsame Beschluß der 
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Communidades in der Selva Lakandonia, die 
EZLN gemeinsam aufzubauen. Das ist von der 
Struktur her eine ganz andere Sache. Mankann 
also sagen, daß die EZLN eine sehr demokra- 
tische Guerilla ist. Die zivile Basis entscheidet 
letztendlich, was umgesetzt wird. 

Jörn: Du mußt unterscheiden zwischen politi- 
schen Entscheidungen, diedurchdie Comunida- 
des getroffen werden und den militärischen 
Entscheidungen. Eine politische Entscheidung 
ist zum Beispiel, ob man zu diesem Aufstand 
übergeht oder nicht. Die Entscheidung aber 
darüber, wie eine militärische Offensive kon- 
kret abläuft, konnte natürlich nicht in den einzel- 
nen Dorfgeweinschaften lang und.breit disku- 
tiert werden. Damit haben die Gemeinschaften 
der militärischen Führung die Aufgabe übertra- 
gen, genau das zu organisieren. Die militäri- 
sche Struktur funktioniert natürlich nicht basis- 
demokratisch unddaswärewahrscheinlichauch 
gar nicht möglich. Die konkreten taktischen 
Entscheidungen, wie man angreift, wann und 
mit welchen Einheiten, funktionieren eher im 
klassischen militärischen Guerilla-Schema. Aber 
dieser Aspekt ist in der ganzen Entwicklung 
heute eher untergeordnet, weil die Situation viel 
mehr politische Aspekte hat als militärische. 
Militärische Konfrontation gab es ja im eigentli- 
chen Sinne nur während der ersten 12 Tage im 
Januar 1994 und in den Februarwochen 1995. 
Und im Februar gab es wenig militärische Kon- 
frontation, sondernim Wesentlichen einen Rück- 
zug der Zapatisten in unzugängliche Stellun- 
gen. 

telegraph: Die Bewaffnung der Zapatisten 
scheint nicht besonders gut zu sein, während 
die Regierungsarmee mittlerweile recht gut 
ausgerüstet ist. Wir haben im „telegraph“ zum 
Beispiel Meldungen notiert, nach denen aus 
Rußland und den USA Aufstandbekämpfungs- 
waffen geliefert worden sind, zum Teil ziemlich 
gefährliches Zeugs vom letzten Standder Tech- 
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Stützpunkt der mex. Bundesarmee in der zapatisti 


nik. 

Jörn: Die Zapatisten sind jedenfalls wesentlich 
schlechter bewaffnet als die mexikanische 
Bundesarmee. Die mexikanische Bundesarmee 
ist nicht sehr groß. Sie hat eine Truppenstärke 
von 150.000. Das ist, gemessen an der Größe 
des Landes, relativ klein, und für lateinamerika- 
nische Verhältnisse besonders klein. Das hat 
historische Gründe. Die Konflikte mit der USA 
haben zur Schlußfolgerung geführt, daß man 
sich auf eine militärische Konfrontation mit de- 
nen nicht einlassen kann. Deshalb ist es eine 
kleine Armee, die nur die Aufgabe hatte, eine 
Polizeiaktion nach innen zu versehen. Für die 
Aufstandbekämpfung hat das natürlich immer 
ausgereicht. In der gegenwärtigen Situation 
und selbst gegenüber den Zapatistas, die für 
eine lateinamerikanische Guerilla sehr groß ist, 
ist eine Überlegenheit der mexikanischen 
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Bundesarmee offensichtlich. 
Boris: Die in jedem Fall hauptsächlich über die 
* Luftwaffe errungen wird, denn die Zapatistas 
haben natürlich keine Luftwaffe. Das Militär 
kann immer mit der Bombardierung der Zivilbe- 
völkerung drohen und dem können die 
Zapatistas letztendlich nichts entgegensetzen. 
Ich wäre allerdings etwas vorsichtig, über die 
Stärke der EZLN vorschnelle Urteile zu fällen. 
Die EZLN setzt momentan nicht auf die militä- 
rische Karte, sondern auf eine zivile Wandlung 
in Mexiko. Sie versucht, durch ihre Politik die 
demokratischen Oppositionskräfte in ganz Me- 
xiko zu stärken. Das schließt zum jetzigen 
Zeitpunkt eine militärische Konfrontation aus. 
Deshalb hat sich die EZLN, am 9. Februar, als 
die Bundearmee in die zapatistische Zone ein- 
gedrungen ist, auch zurückgezogen und hat die 
militärische Konfrontation nicht gesucht. Die 
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politischen Kommentatoren haben, wenn sie 


den chiapanekischen Konflikt analysiert und „ 


irgendwelche Schlüsse über die Stärke der 
Zapatistas gezogen haben, eigentlich immer 
falsch gelegen. Was wir konkret in der 
zapatistischen Zone gesehen haben war eine 
relativ einfache Bewaffnung mit AK47 und älte- 
ren Karabinern, also nichts besonders Spekta- 
kuläres. Aber ich würde da vorsichtig sein. Die 
Zapatisten haben den Aufstand zehn Jahre 
vorbereitet und sie sind natürlich auch auf die 
militärische Konfrontation vorbereitet. 

telegraph: Voriges Jahr war die revolutionäre 
Situationeiner Doppelherrschaft geradezuklas- 
sisch vorhanden. Im April wurde von Seiten 
irgendeines Gremiums der Großgrundbesitzer 
eine Erklärung abgegeben, daß die Bauern, die 
bis zu einem konkreten Datum das Land be- 
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Jörn Boewe im Gespräch mit zwei Comandantes der EZLN-Führung 


setzt hätten, legalisiert würde. Die anderen 
müßten sofort räumen. Das war natürlich nur 
zum Kichern, weil sie ganz offensichtlich nicht 
mehr das Heft in der Hand hatten oder Bedin- 
gungen stellen konnten und das nur ein ohn- 
mächtiger Versuch war, die Bevölkerung zu 
spalten. Aber jetzt scheint sich die Situation 
doch sehr umgekehrt zu haben. Gehen die 
Landbesetzungen weiter? Wird mehr Land ge- 
räumt, als besetzt wird? Geht die Sache voran 
oder wird sie zurück gedreht? 

Boris:Ich denke, daß man sagenkann, daß die 
Entwicklung stagniert. Es gab im Zuge dieser 
Militäroffensive im Februar verschiedene Räu- 
mungen. Aber das betrifft meines Wissens nicht 
den Großteil der Landbesetzungen. Der größte 
Teil der besetzten Ländereien ist nach wie vor 
besetztundesgibtauch neueLandbesetzungen 
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oder Wiederbesetzungen bereits geräumten 
Landes. Geräumt wurden aber einige der pro- 
duktivsten und größten Kaffeeplantagen im 
Südzipfel von Chiapas. 

Jörn: Als ein Beispiel kann man da die Finca 
Liquidambar nennen, das isteine Finca, die von 
deutschen Großgrundbesitzern Ende des vori- 
gen Jahrhunderts gegründet wurde... 
‚telegraph: ...Ein Großteil der Großgrundbesit- 
zer in Chiapas ist deutscher Herkunft. Sie wur- 
den im Zuge der deutschen Kolonialpolitik an- 
gesiedelt, als Kaiser Wilhelm sich vorgenom- 
men hatte, einen Kanal durch Mittelamerika zu 
graben, der dann letztendlich doch durch die 
USA in deren Kolonie Panama realisiert wur- 
de... 

Boris: Die Finca Liquidambar ist durch 
Campesinos besetzt worden, die dort gearbei- 
tet haben und ist vor etwa einem Monat wieder 
geräumt worden. Aber das sind Einzelbeispie- 
le. Die Campesino-Bewegung ist in Chiapas 
ungebrochen stark, die Landbesetzungen ge- 
hen weiter. Natürlich werden auch Ländereien 
geräumt, aber nach einigen Wochen gibt es 
eine Neubesetzung. Man kann, glaube ich, 
nicht davon sprechen, daß sich dort Einschnei- 
dendes im Kräfteverhältnis getan hat. Dieses 
Problem ist nach wie vor ungelöst und die 
Regierung wird, wenn sie überhaupt Interesse 
hat, den Konflikt friedlich beizulegen, große 
Konzessionen an die Campesino-Organisatio- 
nen machen müssen. | 
Jörn: In der Frage der Doppelmacht würde ich 
zustimmen, das aber anders datieren. Man 
kann etwa erst von Mitte Oktober vorigen Jah- 
res an von einer Doppelmacht-Situation in 
Chiapas sprechen, und zwar in einem territoria- 
len Sinne: Daß es gewisse Gebiete gibt, wo es 
eine lokale Selbstregierung der Campesino- 
Verbände, der radikalen Organisationen gibt. 
Am 12. Oktober hat der Regionalrat der Klein- 
bauern- und Indigena-Organisationen ein Akti- 
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onsprogramm beschlossen. In dem stand: „Wir 
fordern die Autonomie für die Eingeborenen- 
Gemeinschaften und werden die durchsetzen, 
in dem wir Volksmacht-Komitees an der Basis 
formieren, in den Dorfgemeinschaften, in den 
Municipos (Red.: Landkreisen), und darüber 
hinaus im ganzen Land in den Schulen, Fabri- 
ken, Stadtteilen.“ Auf der Grundlage der Gebie- 
te, die sich für autonom erklärt hatten und in 
denen die radikalen Campesino-Organisatio- 
nen die Macht übernommen hatten und der 
Unterstützung, die der Regionalrat im ganzen 
Lande hatte, hat sich dann diese Gegenregie- 
rung formiert, nicht nur als Regierung der auto- 
nomen Eijidos, sondern auch aller anderen ' 
Kräfte im Bundesstaat. Dieser Prozeß konnte 
nur durch einen wesentlichen Faktor gebremst 
werden, nämlich dadurch, daß die Oligarchie 
von Chiapas Unterstützung durch die Zentral- 
macht hatte. Das heißt, die Doppelmacht- 
situation-war nur eine regionale in Chiapas, 
auch wenn es in ganz Mexiko radikale Bewe- 
gungen gibt. Wenn die Oligarchie von Chiapas 
nicht die Unterstützung der Zentralmacht ge- 
habt hätte, wäre sie völlig isoliert gewesen und 
hätte sich nicht halten können. Im Moment wird 
durch die Militarisierung von Chiapas durch die 
Bundesarmee die Patt-Situation in der Schwe- 
be gehalten. Aber die Linkskräfte, die radikalen 
Organisationen sind natürlich nicht zerschla- 
gen. Sie existieren nach wie vor. Und ohne daß 
man sie zerschlägt oder ihre Basis nach und 
nach untergräbt, was wahrscheinlich diese Stra- 
tegie des Krieges niedriger Intensität bezwek- 
ken soll, - ohne das wird die Situation nicht im 
Sinne der Zentralmacht stabilisiert werden kön- 
nen. 

telegraph: Welches Verhältnis besteht eigent- 
lich zwischen der mexikanischen Campesino- 
bewegung und der Arbeiterbewegung? Indu- 
striearbeiter gibt es vorwiegend in den wohlha- 
benderen Gebieten Mexikos. Von ihrer Interes- 
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senlage her müßien die Arbeiter eher für einer 
Beendigung der weiteren Staatsverschuldung 
und die Durchsetzung der neoliberalen Politik 
votieren. Aber offensichtlich hat es bis jetzt 
keine Konflikte zwischen diesen zwei sozialen 
Gruppen gegeben? 

Boris: Ich glaube nicht, daß es einen solchen 
Konflikt geben wird. Es ist offensichtlich, daß 
die Campesinos im Moment unter der neo- 
liberalen Politik zu leiden haben. Das hängt 
damit zusammen, daß im Zug dieser Politik 
eine Öffnungder mexikanischen Wirtschaft zum 
Weltmarkt hin erfolgt. Das bedeutet, daß billige 
Agrarprodukte, vor allem aus den USA, nach 
Mexiko hereinkommen und das drückt auf die 
einheimischen Agrarpreise. Hinzu kommt, daß 
die Campesinokooperativen schlechtere Mög- 
lichkeiten haben, ihre Produkte auf dem Markt 
zu verkaufen. Oftmals liegen die Ausgaben für 
Investitionen und Saatgut über den Preisen, die 
sie für das Produkt auf dem Markt erhalten. 
telegraph: Einzuwenden wäre immerhin, daß 
die bisherigen Landwirtschaftspreise nur durch 
permanente Subventionen zu halten waren. 
Damit kompensierte die Regierung die Forde- 
rungen der Campesinos, die die schlechtesten 
Böden des Landes haben, nach einer Bodenre- 
form. Diese Subventionierung ist aber ein we- 


sentlicher Grund für die mexikanische Aus- 


landsverschuldung, die höchste der Welt über- 

haupt. Das sollte man wohl nicht unterschla- 
gen. 

Boris: Das ist einer der wesentlichen Gründe, 
aber ich würde nicht sagen, daß es der wesent- 
-lichste Grund ist. Die mexikanische Staatsver- 
schuldung hat viele Wurzeln undeine der Haupt- 
wurzeln würde ich im Regime der Staatspartei 
an sich sehen. Das ist ein unglaublich aufge- 
blähter Apparat, das sind Hunderttausende von 
Funktionären, die irgendwie am Leben erhalten 
werden müssen. Und das funktioniert nur über 
Korruption und über eine unglaublich träge 
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bürokratische Maschinerie. Was die Auf- 
kaufpreise angeht, ist das ein Phänomen, das 
es auf der ganzen Welt gibt. Überall subventio- 
nieren Staaten die Agrarproduktion. Das Pro- 
blem in Mexiko ist, daß es unterschiedliche 
Formen von Landeigentum gibt. Auf der einen 
Seite gibt es Großgrundwirtschaft, die sich am 
Export orientiert. Das ist der Sektor der Agrar- 
wirtschaft, der von der Regierung stark subven- 
tioniert wird, um dort Modernisierungsprozesse 
in Gang zu bringen und fit für den Weltmarkt zu 
werden. Die Eijidos, die Agrarkooperativen, die 
auf Land arbeiten, das ihnen vom Staat ver- 
pachtet wurde, sind der zweite große Sektor. 
Sie arbeiten auf Böden, die normalerweise 
schlechter sind und wurden bisher auch sub- 
ventioniert. Das fällt jetzt im Zuge der neo- 
liberalen Politik weg. Das sind die Haupt- 
leidtragenden der neoliberalen Politik. Die drit- 
te Form der Bewirtschaftung von Land in Mexi- 
ko ist die der Dorfgemeinschaften, die das Land 
gemeinschaftlich bewirtschaften. Das Problem 
sowohl für die Eijidos, als auch für die Dorfge- 
meinschaftenist, daß sie aufimmer marginalere 
Böden vertrieben werden, daß der produktive 
Boden vom Großgrundbesitz eingenommen 
wird. Dort wird mit Subventionen des Staates 
für den Weltmarkt gearbeitet. Eijidos und Dorf- 
gemeinschaften rutschen in die Spirale der 
Armutab.Dasistdas eigentliche Agrarproblem. 
telegraph: Aber noch einmal zurück zum Pro- 
blem eines möglichen Konfliktes zwischen Ar- 
beitern und Bauern. 

Boris: In den letzten zehn Jahren ist das 
Reallohnniveau der städtischen Arbeiterklasse 
um 60% verfallen. Das hängt mit der neo- 
liberalen Politik zusammen. Die neoliberale 
Politik war auf der einen Seite durch Abbau der 
Staatssverschuldung gekennzeichnet, auf der 
anderen Seite durch Abbau der Inflation. Abbau 
der Inflation vor allem auf Kosten der Reallöh- 
ne. Das heißt, esgab Lohnstops, Lohnerhöhun- 
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Während einer Demonstration in Mexiko-Stadt 


gen wurden gesetzlich reglementiert und durf- 
ten über einen bestimmten Prozentsatz nicht 
hinausgehen. Die Inflation war höher als dieser 
Prozentsatz. Auf diese Weise wurde versucht, 
die Inflation im volkswirtschaftlichem Sinne 
abzubauen. Die mexikanische Arbeiterklasse 
hat von den neoliberalen Jahren absolut nicht 
profitiert. Die Beschäftigungsverhältnisse sind 
schwieriger geworden, die gewerkschaftlichen 
Rechte sind abgebaut worden, die Reallöhne 
sind gesunken und auch die Anzahl von indu- 
striellen Arbeitsplätzen ist nicht gestiegen. In 
Mexiko arbeiten heute nur noch sehr. wenige 
Leute in klassischen Lohnarbeitsverhältnissen, 
in Fabriken. Es sind in Mexiko-Stadt, glaube 
ich, 60% im informellen Arbeitsmarkt angesie- 
delt. Das sind Leute, die sich als Kleinunter- 
nehmer über Wasser halten, aber Kleinunter- 
nehmen in der Form, daß sie Kaugummis ver- 
kaufen, daß sie als Parkplatzeinweiser arbei- 
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ten, als Fensterwäscher oder auf der Straße 
ihre Arbeit als Handwerker anbieten. Die An- 
zahl der gesicherten Beschäftigungsverhältnis- 
se ist während der neoliberalen Jahre enorm 
zurückgegangen. 

Deshalb gibt es keine Interessenkolli- 
sionen zwischen den Campesinos und der städ- 
tischen Arbeiterklasse, was den Neoliberalis- 
mus betrifft. Das große Problem ist, daß die 
mexikanische Gewerkschaftsbewegungmit.der 
Staatspartei verflochten ist. Die offizielle Ge- 
werkschaft, die CTM, ist eine Unterorganisation 
der PRI. Und die Gewerkschaftsführung hat 
alles getan, um den Neoliberalismus durchzu- 
setzen. Während der ganzen Zeit der neo- 
liberalen Reform ist es aber der unabhängigen 
Gewerkschaftsbewegung, die auch existiert, 
nicht gelungen, größeren Einfluß zu gewinnen. 
Vor allem deshalb, weil die Arbeitsbedingungen 
schlechter geworden sind und damit die Bedin- 
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gungen zu Gegenwehr. Das heißt, was eigent- 
lich aussteht in Mexiko, ist die Formierung einer 
unabhängigen Arbeiterbewegung, die die Inter- 
essen der Arbeitenden authentisch vertritt. Und 
die hätte auf keinen Fall Probleme, mit den 
Campesinos zusammen zu arbeiten und ein 
Projekt zu entwerfen, das sich gegen den Neo- 
liberalismus richtet. 

Jörn: Dafür gibt es natürlich Ansätze. Die ha- 
ben sich in den siebziger und den achtziger 
Jahren herausgebildet. Das sind radikalsyndi- 
kalistische Ansätze, nicht im ideologischen Sin- 
ne, sondern in dem, daß sie mit dem 
Korporatismus, dem Sozialpakt mit der Staats- 
partei und den Unternehmern, gebrochen ha- 
ben und versucht haben, in verschiedenen Be- 
reichen unabhängige gewerkschaftliche Orga- 
nisierung durchzusetzen. Diese Gruppen gibt 
es und sie haben ,‚ im Vergleich zu Deutschland 
und in absoluten Zahlen gemessen, einen be- 
trächtlichen Einfluß. Eine der bedeutendsten ist 
bis vor Kurzem die Gewerkschaft der Busfahrer 
des öffentlichen Busunternehmens gewesen. 
Es gibt eine andere, die Frente Autentico del 
Trabajo, die „Authentische Front der Arbeit“. 
Das ist eine Organisation, die von Leuten ge- 
gründet wurde, die von der Theologie der Be- 
freiung inspiriert waren. Sie verstehen sich als 
revolutionär-syndikalistisch und treten für 
Arbeiterselbstverwaltung ein. Das sind Organi- 
sationen von 10-20.000 Mitgliedern, was für 
mexikanische Verhälktnisse relativ viel ist, weil 
die Leute, die solchen Organisationen angehö- 
ren, natürlich Repressionen ausgesetzt sind. 
Sie haben natürlich Schwierigkeiten, einen 
Masseneinfluß zu gewinnen. Auch wenn sich 
die Arbeitsbedingungen verschlechtern, ver- 
schlechtern sich noch mehr die Möglichkeiten, 
Widerstand dagegen zu leisten. An der diesjäh- 
rigen 1.-Mai-Demonstration, die von diesen 
Gruppen organisiert war, haben allerdings 1 
Million Leute teilgenommen, um gegen das 
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Sparprogramm der Regierung zu protestieren. 
Aber in einer Situation, in der es Massenentlas- 
sungen gibt und Arbeitsplätze abgebaut wer- 
den, ist es natürlich schwierig zu streiken. 
telegraph: Das ist der Unterschied zwischen 
der Situation der Arbeiter und der Bauern. Bei 
Verelendung kommen Bauern auf jeden Fall zu 
dem Schluß, daß sie gemeinsam etwas tun 
müssen, während Arbeiter immer im Konkur- 
renzkampf um die paar Arbeitsplätze stehen, 
die es doch noch gibt und entsprechendes 
Wohlverhalten zeigen. 

Boris: Und hinzu kommt noch, daß es kein 
Zufall ist, daß der Aufstand in Chiapas ausge- 
brochen ist, in einer Region, in der die dörfli- 
chen Gemeinschaften der Indiginas noch intakt 
sind. Die dörflichen Gemeinschaften bieteneben 
als Widerstandskern ganz andere Ausgangs- 
positionen für den Kampf gegen dieses neo- 
liberale Modell als die individualisierte Gesell- 
schaft in der Stadt. 

telegraph:Ich frage mich schon die ganze Zeit, 
ob es ein Zufall ist, daß eben auch die einzigen 
freien Räte, die es in der Sowjetunion 1919 bis 
1921 noch gab, in dieser Machnowschtschina 
in der Ukraine existierten, wo die Freiwilligen- 
armee Machnos ganz ähnlich strukturiert war 
wie die EZLN, also eine bäuerliche Gesell- 
schaft, die von der Freiwilligenarmee geschützt 
wurde. Wird nicht bei diesen ganz ähnlichen 
Beispielen deutlich, daß es eben diese agrari- 
schen Gesellschaften sind, die noch am ehe- 
sten Aussichten auf einen Fortschritt in Rich- 
tung auf Freiheit, Gleichheit und Solidarität 
bieten, daß diese ganze industrielle Entwick- 
lung erst einmal, zunächst einmal ein Sackgas- 
se ist? 

Jörn: Was man mit Sicherheit sagen kann, ist, 
daß eine agrarische Gemeinschaft, eine Dorf- 
gemeinschaft wesentlich stabiler ist, als eine 
industriell geprägte Sozialstruktur, weil die-na- 
türlich wesentlich stärker geprägt ist von 
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Zapatistische Bauernmili 


Wirtschaftsschwankungen. In Mexiko hatin den 
letzten zehn Jahren in bestimmten Bereichen 
eine Deindustrialsierung stattgefunden. Das 
führt natürlich dazu, daß die Leute aus den 
Fabriken heraus und in den informellen Sektor 
gedrängt und individualisiert werden. 
telegraph: Die Organisationen der Arbeiter 
sind in gewisser Weise sehr stark von den 
Unternehmern abhängig indem nämlich die 
Unternehmer das eigentlich integrierende Ele- 
ment bilden. 

Boris: Die Dorfgemeinschaften sind funktio- 
nierende soziale, politische und kulturelle Ein- 
heiten. Das heißt, der Druck, der zum Beispiel 
durch den Verfall der Kaffeepreise auf dem 
Weltmarkt auf die dörflichen Gemeinschaften 
ausgeübt wird, zerstört die Dorfgemeinschaft 
‚als soziale Organisation erst einmal nicht. Er 
schweißt sogar eher noch zusammen. Wenn 
dann in der Dorfgemeinschaft kollektiv der Be- 
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schluß gefaßt wird, Widerstand zu leisten, dann 
basiert dieser Widerstand eben auf einem funk- 
tionierenden sozialen Netz, das die Dorfge- 
meinschaft bietet. Das ist eine ganz andere Art 
von Ausgangsposition für die Organisierung 
von kollektivem Widerstand. Die städtischen 
Unterschichten in Mexiko-Stadt haben eben- 
falls begonnen, Bewegungen von unten aufzu- 
bauen, demokratisch strukturierte Stadtteil- 
organisationen. Nach dem Erdbeben von 1985 
wurden ganze Stadtteile von demokratischen, 
unabhängigen Stadtteilorganisationen wieder 
aufgebaut. Aber diese Stadtteilorganisationen 
verfügen natürlich nicht über eine geschlosse- 
ne soziale, wirtschaftliche und kulturelle Ein- 
heit. Denn letztendlich ist das Individuum dort 
immer noch allein, muß sich selbst durchkämp- 
fen und muß sich den unterschiedlichen Anfor- 
derungen, die von außen kommen, fügen. 

Jörn: Du darfst natürlich nicht vergessen, daß 


Mexiko heute kein Agrarland mehr ist. Der 
Industriesektor überwiegt bei weitem und 75% 
der Bevölkerung leben in den großen Städten. 
Der größte Teil davon ernährt sich im informel- 
len Sektor, aber dennoch hängen drei Viertel 
nicht mehr von der Landwirtschaft, sondern 
direkt von der Industrie ab. Auch wenn die 
Situation auf dem Land erst einmal günstigere 
Möglichkeiten bietet, den Widerstand zu begin- 
nen, kann die Campesinobewegung die Proble- 
me Mexikos nicht allein lösen. Es wäre eine 
IIlusion zu glauben, daß allein die EZLN und die 
Campesinobewegung die gesellschaftliche Si- 
tuation in Mexiko umkippen könnten ohne Alli- 
anz mit anderen Schichten, mit der Arbeiter- 
schaft und den Mittelschichten. Deshalb hat 
auch gerade die EZLN darauf gesetzt, diese 
unabhängigen industriegewerkschaftlichen An- 
sätze zu unterstützen. Auf der ersten 
Convencion Nacional Democratica, das ist die- 
se zivile Unterstützungsbewegung, die im Au- 
gust letzten Jahres auf Initiative der Zapatistas 
gebildet wurde, war einer der ersten Beschlüs- 
se, daß im Herbst 1994 eine Convencion 
Nacional de los Trabajadores (CNT), eine na- 
tionale Arbeiterkonvention durchgeführt wird. 
Sie hat sich zur Aufgabe gemacht, auf der 
Grundlage von Klassenunabhängigkeit die 
mexikanische Arbeiterbewegung wieder neu 
aufzubauen. Diese Ansätze sind, wie gesagt, 
noch nicht so stark, daß sie das Kräfteverhältnis 
innerhalb der Gewerkschaftsbewegung von 
Mexiko wirklich umkippen könnten. Aber es gibt 
sie und zumindestens haben sie begonnen, auf 
nationaler Ebene zusammen zu arbeiten. 
telegraph: Mexiko ist das Nachbarland der 
USA. Die USA werden sich auf keinen Fall eine 
revolutionäre oder gar sozialistische Entwick- 
lung in Mexiko gefallen lassen. Welche mittel- 
und langfristigen Aussichten haben die Mexika- 
ner? 

Boris: Die USA tun alles, um die Stabilität in 
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Mexiko wieder herzustellen und um Strukturen, 
die Stabilität in ihrem Sinne gewährleisten, zu 
unterstützen. Das läuft auf unterschiedlichster 
Ebene. Es ist kein Zufall, daß, nachdem der 
Peso im Dezember letzten Jahres in den tief- 
sten Keller gefallen ist, die USA das allergrößte 
Kreditprogramm, das jemals in der Geschichte 
der Menschheit aufgelegt wurde, dem mexika- 
nischen Staat zur Verfügung gestellt hat. Eine 
Kreditgarantie von einem Umfang, wie er für die 
Länder der ehemaligen Sowjetunion völlig un- 
vorstellbar gewesen wäre. Es ist ganz klar, daß 
auch auf militärischer Ebene viel getan wird. 
Militärische Kader der mexikanischen Armee 
werden in den USA ausgebildet und auch Mili- 
tärberater der USA sind, nach dem, was wir von 
verschiedenenLeutengehörthaben, inChiapas 
vor Ort. Da wird auf unterschiedlichen Ebenen 
agiert. Das Problem ist, daß die USA auf der 
einen Seite die politische Stabilität in Mexiko 
wollen, auf der anderen Seite aber mit ihrer 
Wirtschaftspolitikgegenüber Lateinamerika fort- 
fahren wollen. Das ist der Neoliberalismus und 
der wird in Mexiko auf absehbare Zeit mehr 
Probleme hervorbringen, als jetzt schon vor- 
handen sind. Gerade die aktuelle Wirtschafts- 
krise zeigt, daß der Neoliberalismus kein Mo- 
dell ist, das Wachstum und eine soziale Integra- 
tion verspricht. Im Gegenteil, es ist ein Modell, 
das die sozialen Gegensätze noch weiter ver- 
tiefen und damit die politische Lage explosiver 
machen wird. 

Was Chiapas betrifft, glaube ich, daß es 
noch völlig unentschieden ist, wie dieser Kon- 
flikt ausgeht. Momentan befinden wir uns in 
einer Dialogphase. Die mexikanische Regie- 
rung hat eine Dialogdelegation nach Chiapas 
entsandt, die sich mit Repräsentantender EZLN 
triftt. Während dieser Gespräche passiert aber 
nichts. Die Regierung fordert letztendlich die 
bedingungslose Kapitulation der EZLN, schießt 
aber noch nicht. Es ist noch völlig ungeklärt, 
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was dabei herauskommen soll. Ich glaube, 
selbst wenn ein Dialog in dem Sinn erfolgreich 
sein sollte, daß die Regierung sich für ein 
Reformprogrammentscheidet, selbstdannwäre 
der Konflikt in Chiapas nicht so schnell beizule- 
gen. Denn, wann die Reformen umgesetzt 
werden, ist zunächst nicht absehbar. Die ge- 
samte Wirtschafts- und Sozialpolitik der mexi- 
kanischen Regierung bewirkt genau das Ge- 
genteil von dem, was die Zapatisten für ihre 
Zone fordern. Deshalb ist es sehr unwahr- 
scheinlich, daß gerade in Chiapas die 
Wirtschafts- und Sozialpolitik der mexikani- 
schen Regierung ausgehebelt wird. Ich sehe 
kaum Möglichkeiten, den sozialen Sprengstoff 
zu entschärfen, was Chiapas angeht. Die Wirt- 
schaftskrise, die im Moment in Mexiko stattfin- 
det, verschärft die sozialen Spannungen und 
es ist nicht ausgeschlossen, daß es auch in 
anderen Bundesstaaten zu Verzweiflungsta- 
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Sultana, einem D 


ten von anderen Indigina-Communidades 
kommt, die einen ähnlichen Weg einschlagen 
wie die EZLN. Es existieren auch in anderen 
Bundesstaaten bewaffnete Organisationen, die 
mehr oder weniger stark sind und.das ist eine 
Option, die möglich ist. Auch nicht ausgeschlos- 
sen ist, daß es in Mexiko-Stadt aus den Slum- 
bezirken heraus zu einer sozialen Explosion 
kommt. 

Jörn: Die Frage ist nicht nur die nach sozialem 
Sprengstoff und sozialen Explosionen. Eines 
der wesentlichen Ziele des Neoliberalismus auf 
der sozialen Ebene ist ja die Zerstörung von 
sozialer Organisation von- unten. Also Durch- 
setzung des Konkurrenzprinzips bis in den letz- 
ten Winkel der Gesellschaft. Wenn das erst 
einmal geschafft ist, funktioniert dieses Modell 
in seiner eigenen Logik. Das heißt nicht, daß 
nicht große Gruppen der Gesellschaft 
marginalisiert werden. Aber der Widerstand ist 
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erheblich schwerer. Auch wenn es Unzufrie- 
denheit und Verzweiflung gibt. 

‚telegraph: Das istja in den USA schon erreicht 
worden - die vollständige Entsolidarisierung der 
unteren Schichten, ihre Unfähigkeit zu sozia- 
lem Zusammenleben. Sie brauchen zur Kom- 
munikation miteinander den Staat und ihre Zu- 
sammenhänge werden durch die Polizei und 
die Behörden geregelt. Aber auch in Deutsch- 
land haben wir schon ein beträchtliches Maß an 
Dissozialisierung erreicht. Ein hübscher Witz 
besagt, daß die nächste Verbindung zwischen 
zwei Bundesbürgern über ihren Anwalt läuft. 
Jörn: Oder das, was in Chile durch die 
Militätdiktatur erreicht wurde. Insofern ist in 
Mexiko die Frage, die sich kurz- oder mittelfri- 
stig stellt, nicht die nach einer sozialistischen 
Revolution. Die Frage, die sich stellt, ist, ob es 
gelingt, die soziale Organisierung von unten 
aufrecht zu erhalten und auszubauen und da- 
durch in der Gesellschaft Positionen für einen 
längerfristigen revolutionären Prozeß zu schaf- 
fen. Oder ob es der Regierung und den herr- 
schenden Klassen gelingt, diese soziale Orga- 
nisierung zu zersetzen oder zu zerschlagen. 
Die Option eines Militärputsches und die ge- 
waltsame Zerschlagung dieser Organisationen, 
halte ich für Mexiko eher unwahrscheinlich, 
obwohl es nicht völlig auszuschließen ist. Ich 
denke, die Herrschenden werden eher versu- 
chen, Zeit zu gewinnen und die soziale Basis 
durch verschiedene Mittel zu zersetzen. Und da 
werden verschiedenste Mechanismen einge- 
setzt, zum Beispiel dieser Krieg niedriger Inten- 
sität, aber es wird sicher auch versucht werden, 
das Subventionierungsmodellanzuwendenoder 
über Massenmedien individualisiertere Formen 
gesellschaftlicher Kommunikation zu schaffen. 
Boris: Interessant ist, daß es in Mexiko auf 
wirtschaftlicher Ebene dieses harte neoliberale 
Programm gab, während sich während dieser 
Zeit auf der politischen Ebene seit dem Erdbe- 
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ben von 1985 gegen den Trend, den man in 
anderen lateinamerikanischen Ländern beob- 
achten kann, unabhängige soziale Organisatio- 
nen von unten gebildet haben. Die EZLN ist nur 
ein Beispiel. Es gab auch den Aufbau der Partei 
der Demokratischen Revolution (PRD), die eine 
linkssozialistische bis sozialdemokratische Par- 
tei ist. Das ist am Ende der achtziger, bis in die 
neunziger Jahre hinein gelungen und das war 
die andere Seite der mexikanischen Realität. 
Von der Dynamik her ist meiner Ansicht nach 
das Widerstandspotential wesentlich höher ein- 
zuschätzen als in Chile, wo der Neoliberalismus 
unter Pinochet sämtliche soziale Gegenmacht 
militärisch zerschlagen hat. Deshalb glaube 
ich, daß in Mexiko die Perspektiven für die Linke 
wesentlich besser einzuschätzen sind, als in 
vielen anderen lateinamerikanischen Ländern. 

(Das Gespräch führte W. Rüddenklau) 


Subcomandante Marcos 
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Tie-Treffen der gewerkschaftlichen 
Opposition 


Ende März 95 trafen sich auf Einladung des Tie-Bildungswerks Gewerkschaftsaktivisten 
aus verschiedenen Ländern, um über Strategien gegen die neoliberale Offensive des 
Kapitals nachzudenken. Tie hatte zu diesem Treffen Einladungen verschickt mit einigen 
grundsätzlichen Erklärungen zu der heutigen Weltlage. 


Um aber einzusteigen in dieses Treffen, einige 
Sätze zu der Geschichte des Tie-Instituts und zu 
denLeuten, die sich dorttreffen. Denn aufsolchen 
Treffen sammeln sich viele Erfahrungen der west- 
deutschen Opposition in den Betrieben. Vondaher 
dienteinsolcher Einblickindie Teilnehmer auch zu 
einem Überblick über eine Entwicklungim Westen, 
die zumindest von der offiziellen Geschicht- 
schreibung der West-Gewerkschaften verschwie- 
gen wird. 

Tie hat sich gegründet in den achtziger 
Jahren, um den internationalen Austausch zwi- 
schen Basisgewerkschaftern zu fördern. Von den 
offiziellen Gewerkschaftsvorständen wurden sie 
anfangs sofort in die linke Ecke gedrängt und als 
gewerkschaftsfeindlich eingeordnet. Ihre Absicht 
war und ist, etwas gegen den zunehmenden 
Nationalismus vor allem auchin den Gewerkschaf- 
ten ( Stichwort: Standort verteidigen) zu entwik- 
keln, Verbindungen herzustellen zwischen aktiven 
Betriebsgruppen aus derselben Branche z.B. der 
Autoindustrie weltweit oder auch innerhalb einer 
Produktkette wie dem Kakao. Inzwischen haben 
sich die Tie-Leute auch besonders dem Rassis- 
mus angenommen und der Auseinandersetzung 
mit den neuen Formen der Produktion, der lean 
production. Sie veranstalten dazu Konferenzen, zu 
derkritische Aktivisten eingeladen werden, die vor 
allem auch die Massenbasis der Arbeiterschaft 
vertreten sollen. 

Eine der Auswirkungen der 68er Bewe- 
gung waren die zunehmende Kritik in den Betrie- 
ben an der sozialpartnerschaftlichen Politik der 
Gewerkschaft. Das bedeutete eineKritik, dienicht 
allein die Gewerkschaften kritisierte wegen ihres 
systemimmanenten Reformismus nach dem Motto 
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-“ der Kapitalismus ist die beste aller Welten, man 
muß ihn nur ein wenig menschlicher machen“ - , 
sondern die auch die alltäglichen Forderungen der 
Gewerkschaften wegen ihrer oft spalterischen 
Wirkung scharfkritisierte. Anzufangenistnatürlich 
bei den Prozentforderungen in den Tarifrunden 
nach dem Muster „Wer vielhat, der sollnoch mehr 
bekommen“. Nicht von ungefähr waren die soge- 
nannten wilden Streiksin der Zeit zwischen 69 und 
75.oftgeprägtvon Forderungen wie 1 DMmehrpro 
Stunde. Auch die OTV wurde 1974 gezwungen, 
eine 135 DM-Forderung aufzustellen. Eine zweite 
Ebene war zum Beispiel die Monetarisierung der 
Gesundheit. Schwere Arbeitsbedingungen wur- 
den mit Prämien belohnt, anstatt um ihre Abschaf- 
fung zu kämpfen. Auch hier gab esimmer scharie 
Kritik von seiten der gewerkschaftlichen Oppositi- 
on. In dieser Zeit bildeten sich vor allem in den 
GroßbetriebengewerkschaftlicheOppositionsgrup- 
pen mit unterschiedlichen Hintergründen. 

Eine Gruppe der Aktivisten aus dieser 
oppositionellen Bewegung fand sich dann auch 
wieder bei der von Tie organisierten Auto- 
koordination, einem seit einigen Jahren stattfin- 
dendem halbjährlichen Treffen von Gewerkschaf- 
tern aus der Autobranche. | 

Vor allem in den Autobetrieben gibt es 
eine Reihe von Gruppen, die gewerkschaftlich 
arbeiten, Zeitungenherausgeben, in Betriebsräten 
vertreten sind. Bekämpft und totgeschwiegen von 
deroffiziellen Gewerkschaftspresse, aber zum Teil 
recht erfolgreich.Von daher konzentrieren sich die 
gewerkschaftlichen Oppositionsströmungen heu- 
te bei solchen Treffen. Immer wieder kommen 
neue Aktivisten und auch Gruppen hinzu. 

Dieses Mal ging es um eine strategische 
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Diskussion. Schließlich hat sich einiges verändert 
im Kräfteverhältnis zwischen Kapital und Arbeit. 
Die Gewerkschaftentreiben gerade in ihren Hoch- 
burgen einen Anpassungskurs nach dem Motto „ 
Wir wollen comanagen“. Das führt natürlich zu 
einer zunehmenden Lokalborniertheit, der Kampf 
gegen die zunehmende Auslagerung wird dann 
geführt mit eigenen Optimierungskonzepten: „Wir 
sind produktiver als die Fremdfirmen“ Die Frage 
der maximalen Verwertung wird immer weiter 
nach unten verlagert und die Gewerkschaften prei- 
sendiese Entwicklung zumeistalsdiegroßeChan- 
ce für die Beschäftigten, jetztselbst mitbestimmen 
zu können. 

Die Tagung war dreigeteilt. Im ersten Teil 
ging es vorallem um die ÄnderungderArbeits-und 
Betriebsorganisation in den Betrieben und beiden 
verschiedenen Unternehmen. Ein Kollege aus der 
HBV (Red: Gewerkschaft Handel, Banken und 
Versicherungen) berichtete von den Veränderun- 
gen im Einzelhandel, speziell bei den Warenhäu- 
sern. Seine These war, daß mehr und mehr nicht 
nur der Normalarbeitsvertrag verschwindet, son- 
dern auch der Normalbetrieb. Aus Lohnabhängi- 
gen werden immmer mehr abhängige Selbständi- 
ge. In einem weiteren Bericht ging es dann vor 
allem um die Einführung der schlanken Produkti- 
on. Heute herrscht in den Betrieben immer mehr 
die Ernüchterung über die so lautstark von Mana- 
gern und Betriebsräten angepriesenen neuen 
Arbeitsformen. Immer spürbarer wird der Druck 
aufdieBeschäftigten, die allgemeine Unzufrieden- 
heit nimmt zu. Ein Kollege, der bei Mercedes als 
Einzelkandidat bei den Betriebsratswahlen antrat, 
und dabei hauptsächlich die Belastungen durch 
diese neue Arbeitsweise kritisierte, bekam auf 
Anhieb mehr als 20% der Stimmen. Insgesamt 
errangen gerade in den Betrieben der großen 
Autokonzerne oppositionelle Gruppen und Kandi- 
daten, die die lean-production kritisierten, bei den 
Betriebsratswahlen eine Anzahl von Betriebsrats- 


sitzen. 


Im zweiten Teil ging es vor allem um Widerstand 
gegen die Angriffe des Kapitals. Widerstand also 
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gegen massiven Arbeitsplatzabbau und Rationali- 
sierung. Aktivisten von Air France berichteten von 
den Kämpfen im Oktober 94 gegen die angekün- 
digten Entlassungen von 4000 Beschäftigten. Bei 
diesen Auseinandersetzungen besetzten die Ar- 
beiter auch die Flugpisten und legten an verschie- 
denen Tagen den gesamten Flugverkehr still. Der 
veranwortliche Direktor trat daraufhin zurück, der 
Transportminister zogden Plan ersteinmal zurück. 
Er gestand in einer Erklärung ein „Das war kein 
Streik, das war eine Revolte“, Der Streik fand 
gerade wegen seiner Radikalität große Unterstüt- 
zung in der Bevölkerung. Der neue Direktor aus 
denReihenderfranzösischen Sozialistischen Par- 
tei veranstaltete ein Referendum unter allen Be- 
schäftigten des Unternehmens. Inzwischengibtes 
einen zweiten Plan, der keine Entlassungen mehr 
vorsieht, sondern nur den natürlichen Abbau von 
Beschäftigten. Die Löhne sind eingefroren, gleich- 
zeitig sollen alle eine Stunde länger arbeiten. Die 
Lohnzurückhaltung stößt auf Widerstand, vor al- 
lem als bekannt wurde, daß den mittleren und 
höheren Angestellten der Air France Gehaltserhö- 
hungen stillschweigend gezahlt wurden. Gegen 
die Verlängerung der Wochenarbeitszeit gab es 
auch schon erste Streiks und Aktionen. Interessant 
an diesem Bericht war natürlich auch, daß die 
Streikbewegung direkt aus den Abteilungen ent- 
stand, sich schnell auch überall Streikversamm- 
lungen und Streikkomitees bildeten, zusammen- 
gesetzt aus Gewerkschaftsmitgliedern und Unor- 
ganisierten. Die Gewerkschaften waren ständig 
rechenschaftspflichtigüberdie Verhandlungen, die 
sieführten. Gleichzeitigwurdekeine Entscheidung 
ohne die Einwilligung der Streikenden getroffen. 
Dieses Verhältnis zwischen der Masse der Strei- 
kenden und den jeweiligen Gewerkschaften ver- 
ändert sich in den Auseinandersetzungen immer 
mehr. Die Arbeiter wollen sich nicht mehr reprä- 
sentieren und vertreten lassen . Sie wollen alle 
Schritte genau bestimmen, kontrollieren und ent- 
scheiden. Von daher war dieser Streik auch kein 
bürokratischer Akt, sondern eineradikal-demokra- 
tische Massenaktion. Der Rückzug der Regierung 
gründete sich auf der Angst, daß diese Streikbe- 
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wegung sich ausweiten könnte zu einer breiten 
Solidarisierungswelle unddamit zu einerallgemei- 
nen gesellschaftlichen Revolte. 

Solche Berichte sind natürlich für viele 
Teilnehmer spannend und gleichzeitig wird ihnen 
klar, wie wenig wir eigentlich von solchen funda- * 
mentalen Ereignissen erfahren. Aufjeden Fall wird 
kaum etwas berichtet in den Gewerkschafts- 
zeitungen. Das drückt aber gerade auch die Posi- 
tion unserer Gewerkschaften aus. Siehabenüber- 
hauptkein Interesse, überdiese Kämpfe zuberich- 
ten, deutlich zumachen, daßsich nichtallekampf- - 
los bereitfinden zum Lohnverzicht.und zur 
Unterwerfung. 

Ein anderer längerer Bericht kam von ei- 
nem Kollegen der holländischen Eisenbahnen. Er 
berichtete von Streiks gegen die anstehenden Pri- 
vatisierungen. 

Aus Italien wurde berichtet von den Massende- 
monstrationen gegen die geplante Rentenreform 
der Regierung Berlusconi. 

Neben diesen Berichten von wichtigen 
Streikbewegungen in den Nachbarländernging es 
aber auch um die Konsequenzen für die gewerk- 
schaftliche Bewegung. Hierbei ragten heraus die 
Berichte aus Frankreich von der neugegründeten 
Gewerkschaft SUD (solidarisch - einheitlich - de- 
mokratisch). Ihre Lebens- und Entstehungsge- 
schichte ist typisch für die heutige Lage vieler 
Gewerkschaften. 

Begonnen hatte es mit einem großen 
Streik der Postausfahrer in ganz Frankreich im 
Oktober 93. Sie wehrten sich gegen die Privatisie- 
rung, verbunden mit zunehmender Arbeitshetze 
und der Weigerung , neue Leute einzustellen. 
Dieser Streik fand noch statt in der Zeit der sozia- 
listischen Regierung mit Mitterand als Präsiden- 
ten. Die CFDT-Gewerkschaft als eine der stärk- 
sten in diesem Bereich der Post und Telekom 
stand in sehr engem Treueverhältnis zu dieser 
Regierung. Die Beschäftigten organisiertensich in 
Streikkomitees und kümmerten sich wenig um 
dieseintimen Beziehungen. Der Streik beeindruckte 
durch seine Militanz und Wirksamkeit, zeigte gleich- 
zeitig den beginnenden breiten Widerstand gegen 
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die angekündigte Privatisierung der öffentlichen 
Dienste. Die Führung der CFDT, eine von mehre- 
ren Gewerkschaften, forderte ihre verantwortli- 
chen Funktionäre auf, sich nicht mit diesem Streik 
zu solidarisieren, die Unterstützung sofort einzu- 
stellen. Viele von denen aber taten genau das 
Gegenteil. Sie kritisierten in aller Offentlichkeit 
diese Haltung ihrer Führung und verstärkten die 
Unterstützung. Nach Abschluß der Streikbewe- 
gung begann in den Reihen der CFDT eine Aus- 
schlußbewegung von Aktivisten. Fast vollständig 
wurden Regionalleitungen der Gewerkschaft in 
einem bürokratischen Akt ausgeschlossen, ohne 
sich um die Proteste der Aktivisten und Mitglieder 
zukümmern. Das führte gleichzeitiginden Reihen 
der Postbeschäftigten zu einer Austrittsbewegung. 

Diese Auseinandersetzung steht alsoam 
Anfang der Neugründung von SUD. Inzwischen 
hatsich dieneue Gewerkschaft innerhalb der Post 
und der Telekom verankert, bei den letzten 
Personalratswahlen wurde sie zur zweitstärksten 
Gewerkschaft in diesem Bereich der öffentlichen 
Dienste gewählt, in einigen Bezirken der Haupt- 
stadt und einigen anderen großen Städten sogar 
zur stärksten Gewerkschaft vor der OGT-Gewerk- 
schaft, diefrüherimmer derkommunistischen Par- 
tei nahestand, aber inzwischen auch langsam 
unabhängiger wird. Sud hat von Anfang an das 
bürokratische Stellvertreterhandeln kritisiert. Die 
Beschäftigten werden nur aufgerufen zu Aktionen, 
zumeist mediengerechte Straßenumzuge, um bei 
den Verhandlungen Druck zu erzeugen. Von den 
Verhandlungen bekommen sie zumeistwenig mit, 
ihre Gewerkschaftsvertreter präsentieren ihnen 
nach Abschluß der Verhandlungen die Ergebnis- 
se.BeidenBeschäftigtenhatdiese Gewerkschafts- 
politik über die Jahre immer mehr Unzufriedenheit 
angehäuft, zunehmende Passivität und auch den 
Rückzug beschleunigt aus der Gewerkschaftsar- 
beit. Die Gewerkschaft hat vielmehr die Aufgabe, 
denBeschäftigtenalle Informationen und Mittel zur 
Verfügung zu stellen, um ihre Initiative und 
Kampfesbereitschaft zu fördern und gleichzeitig 
dafür zu sorgen, daßsie einen Streik ständig unter 
Kontrolle halten und die Führung nicht einfach 
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abgeben an irgendwelche Gewerkschaftsvertre- 
ter. Das praktische Ergebnis ist eine Wiederbele- 
bung aktiver, basisdemokratischer gewerkschaftli- 
cher Arbeit, neuer Formen von Streiks undanderer 
Aktionen aufden Postämtern. GuteBeispiele. Beim 
Streik der Briefträger bleiben die Kollegen nicht 
einfach in ihren Ämtern sitzen und warten auf den 
Ausgang des Kampfes, sondern sie gehen in ihre 
Bezirke, verteilen dort einen offenen Brief an die 


Bewohner, organisieren gemeinsame Diskussio- 


nen über die Lage im Bezirk. Ihre Forderungen 
heute konzentrieren sich vor allem auch auf Neu- 
einstellungen als ein Mittelgegendiezunehmende 
Arbeitsbelastung und gegen die Arbeitslosigkeit. 
Das passsiert nicht nur zentral auf Demonstratio- 
nen gegen die Privatisierung, sondern vor Ort 
laufen die Aktionen, in denen die einzelnen Post- 
ämter eine bestimmte Anzahl Stellen fordern. Die- 
se Bewegung von unten entwickelt sich mehr und 
mehr und führte auch bei dem Tie-Treffen zu der 
recht optimistischen Einschätzung des anwesen- 
den SUD- Tertreters, „Die Privatisierung wird bei 
uns nicht durchkommen'. 

Übrigens war interessant, die Gegenrede 
einer Kollegin der deutschen Postgewerkschaft zu 
hören. Sie zweifelte an, daß die Privatisierung 
verhindert werden könnte, weil dieser Schritt ein- 
fach in der Logik des Kapitals liegt und von daher 
die Regierung nicht zurückweichen kann. Daß 
diese Logik aber auch an Grenzen stoßen kann, 
die erreicht werden bei der Gefahr einer zuneh- 
mend stärker werdenden Radikalisierung der Be- 
schäftigten, versuchte ihr der Vertreter aus Frank- 

. reich deutlich zumachen. Aber dasfälltschwerbei 
deutschen Gewerkschaftsfunktionären, die voll- 
kommen eingemauertsindinihren bürokratischen 
Alltagsgewohnheiten. 

Die SUD aber betreibt nicht nur die natio- 
naleMobilisierung, sondern hatauch versucht, auf 
der Grundlage eines Aufrufs an die Postgewerk- 
schaften der verschiedenen Länder, zu einer ge- 
meinsamen Aktion aufzurufen im Februar 95 in 
Brüsssel, anläßlich des G7 Treffens, wo es um die 
Privatisierung der Post und Telekommunikation 
ging. Es kamen zu diesen Aktionstagen einige 
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Tausend zusammen, aus Deutschland waren nur 
einige Individuen vertreten. 

Das zweite anregende Beispiel für eine 
andere gewerkschaftliche Praxis bei dieser Konfe- 
renz waren die Berichte der Vertreter der CAW 
(Canadian Auto-Workers Union), derkanadischen 
Autoarbeitergwerkschaft. 

Dazu ein kurzer Ausschnitt aus der Rede des 
anwesenden Vertreters der CAW: 

„Die Gründung der Gewerkschaft der 
Canadian Auto Workers (CAW) erfolgte auf dem 
Gewerkschaftstag der United Auto Workers/UAW) 
im September 85. Bis dahin als kanadische Sekti- 
on der UAW arbeitend,, vollzog die CAW mit die- 
sem Schritt einen Bruch, der sich in den vorange- 
gangenen Auseinandersetzungenangedeutethat- 
te. Immer wieder war es dabei um die Frage 
gegangen, wie weit die Gewerkschaft sich auf die 
Forderungen der Unternehmer einlassen und wie- 
viel sie von ihren eigenen Positionen aufgeben 
könne, kurz, um die von der UAW unter dem Druck 
einer 1979 ausgerufenen nationalen „konzertier- 
ten Aktion“ betriebene Konzessionspolitik, inderen 
Folge u.a. die Streichung von Urlaubstagen, die 
Abschaffung vonbetriebsübergreifenden Tarifver- 
trägen sowie Lohnsenkungen hingenommen wer- 
den sollten. 

So hatte sich die kanadische Sektion der 
UAW - im Unterschied zum US-amerikanischen 
Flügel - bereits 1982 geweigert, noch laufende 
Tarifverträge gemeinsam mit den Unternehmern 
zu kündigen, um für die Beschäftigten nachteilige, 
von den Unternehmen aber geforderte Anpassun- 
gen vorzunehmen.. Diese Strategiebegründetsich 
aus der Ablehnung einer Tendenz, in der die Ge- 
werkschaften sich selbst zu rein betrieblichen In- 
teressenvertretungen degradieren.“ 

Diese Einstellung gibt auch ganz gut der 
Ausspruch wieder eines lokalen Gewerkschafts- 
verantwortlichen der CAW wieder: 

„neinerkürzlich stattgefundenen Verhand- 
lungsrunde haben wir uns gegen Angebote des 
Team-Konzeptes gewehrt. Wir haben Ihnen ge- 
sagt, daß wir Arbeiter sind, die einen guten Stun- 
denlohn und gutebetriebliche Sozialleistungen er- 
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halten. Ich will Einflußmöglichkeiten auf meine 
Arbeitsbedingungen haben, aber ich will auf kei- 
nen Fallihr Partner sein.“ Jerry Gilligan, Local 676 
Ein wichtige Überlegung noch: „Im Zen- 
trum der Managementstrategie steht die Ideologie 
der Wettbewerbsfähigkeit. Schon ohne den Rest 
des Paketes habenwir verloren, wenn die „Wettbe- 
werbsfähigkeit‘ als Ausgangspunktakzeptiertwird. 
In Diskussionen oder Verhandlungen, die auf Er- 
haltung der Wettbewerbsfähigkeit beruhen, wird 
es letzten Endes immer wieder darauf hinauslau- 
fen: Was ist gut für das Unternehmen?“. Es ist 
deshalb notwendig, daß wir dieses Argument als 
das unsere Aktionen leitende Kriterium ablehnen. 
Ich denke, mit diesen beiden Berichten 
über die SUD und die CAW wird deutlich, wie 
wichtig und anregend für die eigene Praxis solche 
Treffen sein können. | 
Aber es waren nicht nur diese beiden 
Gewerkschaften, dieim Mittelpunktstandendieser 
dreitägigen Strategiedebatte. Dieses Mal waren 
auch Vertreter aus den Erwerbsloseninitiativen 
eingeladen und dabei war es besonders der Be- 
richt der AC-( agir contre le chomage aus Frank- 
reich), der neue Horizonte öffnete. 
Die AC- Komitees entstanden im Oktober 
93 auf einem Treffen, auf dem eine gemeinsame 
Erklärung verabschiedet wurde. Wesentliche In- 
halte dieser Erklärung: Es ist an der Zeit, daßsich 
Lohnabhängige, egal ob in Arbeit oder ohne Job, 
sich zusammentun, um gegen die zunehmende 
Arbeitslosigkeit etwas zu unternehmen. 
Strategisch wichtigste Orientierung für die- 
ses Zusammengehenistdie Forderungnach einer 
. radikalen Arbeitszeitverkürzung, die dahin wirkt, 
daß alle weniger und anders arbeiten und leben. 
Neben dieser langfristigen Orientierung sollten die 
Komiteessich auch um diekurzfristigen Bedürfnis- 
sekümmern, wieden Kampfgegendie Kürzungen 
der Unterstützungsgelder, das Verhindern von Ob- 
dachlosigkeit, dieBeschlagnahme von leerstehen- 
dem Wohnraum, den Nulltarif für Arbeitslose im 
öffentlichen Nahverkehr und andere drängende 
Forderungen. Inzwischen habensich die Komitees 
über das ganze Land ausgebreitet. Von März bis 
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zum Mai 94 hat ein nationaler Marsch der Arbeits- 
losen durch das ganze Land stattgefunden, der 
allgemeines Aufsehen erregte. Dieabschließende 
Demonstration in Paris am 28. Mai 94 war die 
größte Massenkundgebung seit 1936 währendder 
Volksfront, an der sich so viele Erwerbslose betei- 
ligten. An einigen Orten wurden die Nulltarife im 
öffentlichen Verkehr durchgesetzt, gleichzeitig be- 
teiligten sich die Komitees an zahlreichen 
Beschlagnahmeaktionen von leerstehendem 
Wohnraum. Die neueste Aktion nennt sich Be- 
schlagnahme von Arbeitsplätzen. Die Komitees 
nehmen Kontakt aufmit Gewerkschaftsgruppenin 
einem Betrieb. Gemeinsam stellen sie den 
Personalbedarffest, der eingestelltwerden müßte 
für den hohen Arbeitsanfall. An irgendeinem Tag 
werden die Eingänge blockiert und die Einstellun- 
gen gefordert. Mit dieser Forderung präsentieren 
sich auch gleichzeitig die Kandidaten für diese 
Jobs. Eine solche Aktion hat stattgefunden mitten 
in Paris bei dem Buchhandelskonzern Fnac. Seit- 
dem spricht man in der Öffentlichkeit von der 
Beschlagnahme von Arbeitsplätzen. Solche gut 
vorbereiteten Aktionen können tatsächlich ansto- 
Bende Wirkung haben für eine ganze Bewegung. 

Nun denn, dieser Bericht der AC- Komi- 

tees ergänzte ganz gutdie rein betriebszentrierten 
Sichtweisen. Zudem arbeiten auch die SUD- Ge- 
werkschaften in diesen AC-Komitees mit. 
Nach all den Berichten aus dem In- und Ausland 
ging es bei dem Treffen dann in die Zielgerade. 
Dieses Mal sollte es nicht nur bei einem einfachen 
Erfahrungsaustausch bleiben, sondern es ging 
darum, wie analysieren wir heute die Lage hier in 
der BRD und welche Konsequenzen ziehen wir 
daraus? Wie steht es mit den Gewerkschaften? 
sind diese noch verändeungsfähig oder besteht 
ihre ganze Kunst darin, einen immer stärkeren 
Anpassungskurs zu fahren wie die oben erwähnte 
UAW in den USA? 

Unter den Teilnehmern herrschte weitge- 
hende Übereinstimmung, daß von Seiten der 
Gewerkschaftsführungenkeinevorwärtstreibenden 
Impulsekommen werden. Sie predigen denLohn- 
verzicht und schüren immer wieder von neuem 
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Illusionen. 
AusdieserÜberlegungherauswurdeauch 
mehr und mehr gefordert, daßssich die verschiede- 
nen oppositionellen Gruppen in den Betrieben und 
auch außerhalb derBetriebeausden Erwerbslosen- 
bereichen eine Plattform erarbeiten, in der sie 
versuchen, ihre Vorstellungen zu präzisieren und 
dem offiziellen Anpassungskurs der Gewerkschaf- 
ten etwas entgegenzusetzen. Inzwischen haben 
sich einige Aktivisten getroffen, um diese Erklä- 
rung auszuarbeiten. Im Juli wird sie veröffentlicht 
werden. Auf jeden Fall war das ein wichtiges Er- 
gebnis der Tagung: Die Überwindung des reinen 
Erfahrungsaustausches und das zunehmende 
Drängen auf einen anderen Typus von sozialem 
Widerstand und gewerkschaftlicher Praxis. Dabei 
kann sich sehr wohl gestützt werden nicht nur auf 
die Erfahrungen aus dem Ausland, sondern vor 


allemaufdiealltägliche Praxis oppositioneller Grup- 
pen in Betrieben, denen es gelungen ist, sich zu 
verankern unter den Beschäftigten. Denn stärker 
denn je ist es heute notwendig, sich kollektiv zu 
wehren gegen die allumfassenden Angriffe des 
Kapitals wie des Staates auf unsere gesamten 
gesellschaftliichen Lebensbedingungen. Nur läuft 
das heute nicht mehr durch einen bürokratischen 
Aufruf von oben an das Kollektivsubjekt „Arbeiter- 
klasse“, das marschiert, sondern das geht nur 
durch ein anderes Verhältnis zu den Massen der 
lIohnabhängigen Individuen, aufder Grundlage ei- 
nerdemokratischen und egalitären Praxis, die das 
Stellvertreterdenken und -handeln überwindet. 
W.H. 

Bündnis kritischer Gewerkschafter 

(j. 2. Monat im Monat im Haus der Demokratie) 


Der Ostmarsch der Sekten 


„Wer zuerst kommt, mahlt zuerst.“ - dies scheint die Losung zu sein, unter der die Gurus, 
Heilspropheten und Seher über den Osten herfallen. Von Stettin bis Wladiwostok ist ein 
Kampf entbrannt um die atheistischen Seelen, die nach Heil hungern. Die alten Sinnbringer 
sind weg und haben nichts als ein Vakuum hinterlassen. Jede Sekte scheint Angst zu 
haben, daß die Konkurrenz das Vakuum schon vor ihr füllt. Ob Krischna-Anhänger mit 
ihren monoton schwingenden Gesängen, ob Mormonen mit ihrer Botschaft vom Propheten 
Joseph Smith, ob Scientology mit Technologieangeboten und Psychokursen - sie sind alle 
da. Um diesen Kreuzzug der Sekten im Osten soll es hier gehen. 


Oft nicht beachtet, aber von ihrer Quantität her 
mehr als erheblich, ist die Missionierung spezi- 
ell der Sowjetunion durch fundamentalistische 
christliche Sekten. Der weißrussische Exarch 
Filaret klagte: „Die haben Dollars, wir nur Ru- 
bel“ und spielte damit auf die ausgezeichnete 
finanzielle Ausstattung vieler westlicher Sekten 
an. Einige fundamentalistische Traktate-Mis- 
sionen haben ihre Aktivität nach der Wende 
ganz auf den Osten konzentriert. Die kommer- 
ziellen und von politischen Ambitionen gepräg- 
ten Fernsehprediger-Firmen der USA mit Pro- 
grammen wie „Stunde der Kraft‘, „Club 700° 
und „PTL-Club“, konnten sich bei der Ost- 
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expansion auf die Erfahrungen mit ihrem „Test- 
markt vor der eigenen Haustür“ in Mittel- und 
Südamerika stützen, wo die Übertragbarkeit 
ihrer Programme auf andere Kulturen erprobt 
wurden. Gemäß ihrer Losung, „reiche Beute für 
Jesus einzufahren“, wollen diese Gruppen mit 
ihrer offensiven Evangelisation schon 160 Mil- 
lionen „wiedergeborene Christen“ gewonnen 
haben. Billy Graham, genannt „Maschinenge- 
wehr Gottes“, predigte in einem Moskauer Sta- 
dion vor 30.000 begeisterten Zuhörern. Robert 
Schuller, der Gründer der großen „Crystal 
Cathedral“ in der Nähe von Disneyland bei Los 
Angeles und Chef eines Kirchenimperiums mit 
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einer Jahresbilanz von über sechs Millionen 
Dollar, überträgt seit Ende 1990 seine Sendun- 
gen im Moskauer Fernsehen. Eine Reihe von 
protestantischen Sektenpredigernausden USA 
kaufen sich einfach Werbezeit im russischen 
Fernsehen 

Mit dabei sind auch Gruppen wie die 
Zeugen Jehovas und die Mormonen. Der 
Tabernakelchor der Mormonen war in der So- 
wjetunion auf Konzertreise und gastierte im 
Moskauer Bolschoi-Theater. In Armenien wur- 
de der weltweit über sechs Millionen Anhänger 
zählenden Religionsgemeinschaft von den Be- 
hörden ein Grundstück in bester Lage zur Ver- 
fügung gestellt - mit Blick auf den Berg Ararat, 
auf dem übrigens Noah mit seiner Arche gelan- 
det sein soll. Auf dem Grundstück entstand eine 
Missionsstation. 

Neben den Fundis ist selbstverständ- 
lich auch die Moon-Sekte östlich der Oder aktiv. 
Einer ihrer Ostexperten äußerte bereits 1990: 
„Irgend jemand wird die Posten des zusam- 
menbrechenden kommunistischen Reiches er- 
ben. Und Führer sind hier ja Mangelware. Wir 
müssen uns darauf orientieren für die 90er 
Jahre.“ | 
Geradezu ein Schlag auf den Kopf war 
für viele im Westen, daß Gorbatschow anläß- 
lich einer von der Moon-Sekte 1990 in Moskau 
veranstalteten „Weltmedienkonferenz“ San 
Myung Moon vor laufenden Fernsehkameras 
die Hand schüttelte und sich bei ihm für die 
spirituelle Unterstützung von Glasnost und 
Perestroika bedankte. Neben handfesten wirt- 
schaftlichen Interessen spielt die Losung 
„Gottismus statt Kommunismus“ für diese Sek- 
te inzwischen wohl die entscheidende Rolle. 
Moon will mit seiner Botschaft das religiöse 
Suchen des russischen Menschen über die 
Kirchen hinaus in eine „zukunftweisende, neu- 
trale Religion“ leiten. Auch März 1994 fand 
wieder eine „Weltmedienkonferenz“ mit Reden 
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von Moon und Gorbatschow statt. Gorbatschow 
scheint, was den Verkauf seines Namens anbe- 
langt, inzwischen kaum noch eine Grenze zu 
kennen. Der Guru Sri Chinmoy läßt Loblieder 
Gorbatschow und der Gorbatschow-Foundation 
zu Ehren singen, Mario R. Cobos, einer der 
ChefsderinternationalagierendenPolit-Psycho- 
Sekte „Humanistische Bewegung‘, läßt sich 
das Vorwort für eines seiner Traktate schrei- 
ben, und kürzlich kam ein Kontakt zwischen 
dem Chef des extrem-pfingstlerischen „Arbeits- 
kreises Christlicher Publizisten“ und Gorbat- 
schow zustande. Daneben ließ sich Gorbat- 
schow vom Chef des „European Kings Club‘ 
einen Orden um den Hals hängen und ein 
gemeinsames Foto wurde auch nicht verges- 
sen. Dieser „Club“ fiel übrigens nicht nur als 
Sekte auf, sondern auch dadurch, daß er für 
finanzielle Einlagen 57% Zinsen versprach. In- 
zwischen ist er leider pleite. Zu Gorbatschow 
müßte wohl angemerkt werden, daß sein Name 
inzwischen „ Gorbatschow ® „-Registered 
Trademark geschrieben werden sollte. 

Doch zurück zu Moon. Er äußerte den 
innigen Wunsch, seinen „Unificationismus’ (ab- 
geleitet von „Unification Church“) in einem Land 
als Staatsreligion einzuführen und sagte dazu: 
‚Rußland ist ein Land, das dies ernsthaft über- 
legt.“. Im „Sender Freies Berlin‘ berichtete der 
Petersburger Sektenbeauftragte Prof. Fjodorow 
1994, daß die Moon-Bewegung im nord- 
kaukasischen Kalmückia bereits Regierungs- 
positionen erreicht hat. Außerdem ist sie dort 
inzwischen offiziell für den Religionsunterricht 
an Schulen verantwortlich und gab das Lehr- 
buch dazu heraus. Es ist geplant, dieses Lehr- 
buch in ganz Rußland zu verbreiten. Hier ent- 
stand eine paradoxe Situation: Während der 
orthodoxen Kirche in Rußland der Zutritt zu 
öffentlichen Einrichtungen und Schulen wegen 
der Trennung von Staat und Kirche verwehrt 
bleibt, haben diverse Sekten wie Scientology, 


die Moon-Bewegung und andere 
über „wissenschaftliche“, „päd- 
agogische“ oder Sprachkurse 
einen ungehinderten Zugang. 
Größere Aktivitäten im 
Osten entfaltet außerdem die 
„Boston Church of Christ“. Diese 
in Westeuropa noch immer recht 
unbekannte Sekte hat in Ost- 
deutschland allerdings die höch- 
sten Zuwachsraten und gilt in 
Fachkreisen wegen ihrer extre- 
men Intoleranz und totalen Kon- 
trolle nach innen schon lange als 
außerordentlich bedenklich. In 
mehreren östlichen Ländern 
konnten von dieser Sekte Stütz- 
punkte aufgebaut werden. 
Als letzte Gruppe mit 
christliichem Bezug soll der ka- 
tholischen Geheimorganisation 
Opus Dei die Erwähnung nicht 
erspart bleiben. Da die Zielgrup- 
pe des Opus vor allem Jugendli- 
che aus katholischen Elternhäu- 
sern sind, ist das Opus vor allem 
in Polen aktiv. Bedenklich ist hier 
vor allem die Unterwanderung 
von kirchlichen und staatlichen 
Ämtern. Neben Polen sind die Ukraine und die 
baltischen Staaten ein wichtiges Betätigungs- 
feld des Opus - speziell im Kampf gegen die 


orthodoxe Kirche. Das Opus, dessen Mitglieder _ 


für Selbstgeißelungen und Bußgürtel bekannt 
sind, tritt, salopp gesagt, für mittelalterliche 
Zustände ein und hat innerhalb der katholi- 
schen Kirche einen ganz erheblichen Einfluß 
gewonnen. In einem Staat wie Polen, wo etwa 
90% der Bevölkerung katholisch ist, hat dies 
natürlich Auswirkungen. Die neuerenpolnischen 
Abtreibungsgesetze dürften ganz sicher nicht 
ohne den aktiven Anteil des Opus Dei zustande 
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Die Zukunft.der 


INTERNATIONAL 
ASSOCIATION 
SCIENTOLOGISTS 


gekommen sein. 

Einer besonderen Erwähnung sind die 
Ost-Aktivitäten der Scientology-“Church“ wert. 
Sabine Titzel, weiland Pressesprecherin von 
Scientology Hamburg, wurde im Deutschen 
Allgemeinen Sonntagsblatt so zitiert: „Wahn- 
sinn, was in Osteuropa los ist. In Moskau ist 
eine Bibliothek mit Hubbards Werken eröffnet 
worden. In Warschau ist gar keine Werbung 
mehr nötig, da auditieren sich die Leute begei- 
stert gegenseitig.“ Scientology profitiert an der 
Ostexpansion kräftig. Nicht selten verdienten 
„Hilfeorganisationen“ und „Hilfeprojekte“ schon 
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im Westen am Osten ihr Geld. Als zum Beispiel 
in der Presse Berichte über die „Friedensbewe- 


gung Europa“ und ihre Scientology-Kontakte . 


berichtet wurde, kamen rasche Statements, 
daß man ‚rein ideell“ tätig seie und keine Hilfs- 
konvois o.ä. auf die Reise schicke. Dennoch 
wurde bei Pressemitteilungen dieser Organisa- 
tion ein Spendenkonto angegeben, auf das 
bosnischen Zeitungen zufolge innerhalb von 
zwei Monaten 250.000,- DM flossen. In einem 
anderen Fall wurde die Aktion „Island of 
Children’s Hope“, bei der Tschernobyl-Kindern 
in Ostdeutschland Ferien organisiert wurden, 
zur Herstellung von hochrangigen Kontakten 
nach Rußland genutzt. 

Das Scientology-“Drogenrehabilita- 
tions“-Unternehmen Narconon, für das im We- 
sten kein Fachmann auch nur noch ein müdes 
Lächeln übrig hat, bekam vom russischen In- 
nenministerium ein 400-Betten-Hospital geneh- 
migt. Vorangegangen war der Besuch einiger 
hoher russischer Funktionäre im englischen 
Scientology-Hauptaquartier. Mitdabeiwaren der 
ehemalige russische Kosmonaut und vierte 
Mensch im Weltall, General Popowitsch, der 
führende Drogenexperte von Rußland, Dr. 
Iwanow, der Vize-Herausgeber einer der größ- 
ten russischen Zeitungen, der Iswestija, 
Andreijow und der Assistent des Generaldirek- 
tor des Sojus-Theaters, Todorow. - Ich erwäh- 
ne die Namen, um einen Eindruck davon zu 
vermittelt, auf welcher Ebene Scientology an- 
setzt. Am Rande sei erwähnt, wie die Behand- 
Iungsmethode, der „Reinigungs-Rundown“aus- 
sieht: Täglich 5 Stunden Sauna gemischt mit 
Jogging und Vitaminpillen glasweise. Das ist 
alles - die Behandlung hat aber auch schon 
Menschen das Leben gekostet. 1991 wurde der 
Einsatz dieser „Behandlungs‘-Methode für 
Tschernobyl-Opfer durch die russische Akade- 
mie der medizinischen Wissenschaften 
gesponsort. 
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Die Bücher von Scientology sind mittler- 
weise in allen Ländern des ehemaligen Ost- 
blocks erhältlich. In einem Rundschreiben der 
AOSH UK (Advanced Organisation Saint Hill 
United Kingdom - Scientolgie-Organisation) 
wurde berichtet, daß der russische Kulturmini- 
ster eine schriftliche Erlaubnis gegeben hatte, 
Hubbard-Bücher an russische Bibliotheken zu 
bringen. Scientology hielt aber auch schon Vor- 
lesungen in Universitäten in Kiew, Petersburg 
und Moskau und anderswo ab. Die Lomonos- 
sow-Universität in Moskau, schlechthin die 
rusische Universität, verlieh dem Gründer von 
Scientology, Ron Hubbard posthum einen Dok- 
tortitel. Die Journalismus-Bibliothek dieser Uni- 
versität wurde nach Hubbard benannt, mit un- 
zähligen seiner Werke bestückt, und die dortige 
Lenin-Büste durch eine von Hubbard ersetzt. 
Eröffnet wurde die Bibliothek von Boris Jelzins 
rechter Hand. Mittlerweile hat der Dekan der 
Fakultät zugegeben, daß diese Vorgänge Teil 
eines Handels mit Scientology war: Diese über- 
nahmen dafür die Renovierung der Bibliothek. 
Ich fürchte, daß dies nur ein Teil der Wahrheit 
ist, da eine ganze Reihe von Wissenschaftlern 
inzwischen zu Anhängern von Scientology ge- 
worden sind. Andererseits zeigt dieses Bei- 
spiel, mit wie wenig Geld sich Westler zur Zeit 
in den ehemaligen Ostblockstaaten einkaufen 
können. Vielleichtkam es auch auf diese Weise 
dazu, daß die Moskauer Wirtschaftsakademie 
mit ihren 25.000 Studenten laut Scientology die 
Angebote verschiedener US-Universitäten ab- 
gelehntundsich stattdessen fürL. Ron Hubbard 
Technology als Standardcurriculum entschie- 
den hat. 

Einanderes Beispiel für die Scientology- 
Akivitäten im Osten ist Albanien. In einem eng- 
lischen Scientology-Papier war zu lesen: „Wir 
haben jetzt Minister in der albanischen Regie- 
rung, die sich mit L. Ron Hubbards administra- 
tiver Technologie vertraut machen wollen.“. Im 
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gleichen Papier zitiert man dann noch eine 
albanische Regierungsmeldung: „Wir denken, 
daß die erwähnten Themen die ersten konkre- 
ten Schritte sein werden, um in unserem Land 
L. Ron Hubbards Technologie für Verwaltung, 
Geschäft und Verbesserung einzuführen. Die 
Ministerien, die von uns geleitet werden, sind 


interessiert, L. Ron Hubbards Administrations- _ 


technologie in unserer Gesellschaft zu fördern 
und von den Vorteilen seiner Theorie und seiner 
Praktiken zu profitieren.“. In der ökonomischen 
Fakultät der Nationaluniversität in Tirana, der 
Hauptstadt Albaniens, laufen folgerichtig Kurse 
der Scientology-Organisation WISE und im 
Kongreßpalast wurde eine Seminarreihe abge- 
halten. Die Bibliotheken des Landes, die sonst 
nur wenige ausländische Bücher anbieten, 


wurden mit Tausenden von Hubbard-Büchern 
beliefert. Das ARD-Fernsehmagazin Report 
berichtete 1993 vom Scientology-Geheimplan 
„Project A“, nach dem Scientologen aus aller 
Welt aufgefordert wurden, in Albanien geschäft- 
lich zu intervenieren. Offenbar soll Albanien 
systematisch unterwandert werden, um es zum 
ersten scientologischen Staat der Erde zu ma- 
chen. 

Eines bleibt anzumerken: Ein albani- 
scher Minister bekommt im Monat umgerech- 
net wenig über 100,- DM und sitzt typischer- 
weise in einem Büro mit vergilbten Tapeten. Die 
Versuchung, kleinere finanzielle Unterstützun- 
gen anzunehmen, dürfte also recht groß sein. 

Roland 


Mediales 


Der österreichische Dramatiker Thomas Bern- 
hard (lesenswert!) bezeichnete sich selbst mal 
als zutiefst religiöser Mensch, der allerdings 
keine Religion hätte. Der Ostteil Deutschlands, 
mit staatlich verordneten Heidentum brachte 
uns die Schar von Theologen in die Politik, und 
im Westen, wo verfassungsmäßig Staat und 
Kirche getrennt sein sollte, betätigt sich das 
Finanzamt als Kirchensteuer-Eintreiberstelle (& 
Du mußt nicht mal Mitglied sein). Religion bleibt 
also ein Thema. Zu diesem Thema erscheint 
seit Jahren die Zeitschrift AKAZ - Beiträge zur 
Religions- und Staatskritik (Hrsg. Gerhard 
Kern. 136 S. / 15,—. Bezug: AKAZ, Birken- 
felder Str. 13, 54497 Morbach) Die Zeitschrift 
erscheint mit Nr. 7/1995 im Buchformat, mit 
Artikel über Rechtsextremismus, Mexiko, Anti- 
klerikalismus u.a. 

Über hundert Jahre ist bereits der Text von 
Michael Bakunin; Gott und der Staat (Trotz- 
dem Verlag Grafenau/Monte Verita Verlag 
Wien. 176 S. 19,80 DM) alt. Ein Klassiker der 
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anarchistischen Literatur. Seit vielen Jahren 
war der Reprint der Impuls-Verlag-Ausgabe 
angekündigt: jetzt ist er da. Im Karin Kramer 
Verlag soll der Titel allerdings jetzt auch noch 
mal erscheinen, im Rahmen einer 12 bändigen 
Bakunin-Ausgabe. 

Religion besteht ja nun nicht nur aus der christ- 
lichen. Im Zuge der Esoterik-Welle Schwappen 
die verschiedensten religiösen Konglomerate 
über uns, und oftmals findet sich hier ein Hort 
rechtsradikaler Gesinnung. Ein Buch zu diesem 
Themenkreis ist: „Mutter Erde - Magie und 
Politik. Zwischen Fachismus und neuer 
Gesellschaft.“ Von Eduard Gugenberger und 
Roman Schweidlenka (leider ohne Verlags- 
angaben; 322 S./ca. 18,—DM). Mit akademi- 
scher Genauigkeit werden hier verschiedene 
esoterische Richtungen beschrieben und durch- 
leuchtet. 

Religiös auf einer Bernhard’schen Weise ist 
Klaus Bittermann, der nun auch schon seit ca. 
20 Jahren mit seinem Verlag Edition Tiamat 
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den (nicht nur) linken Buchmarkt versorgt. Dies- 
mal hat er allerdings ein Buch bei der Edition 
ID-Archiv veröffentlicht: Geisterfahrer der Ein- 
heit - Kommentare zur Wiedervereinigungs- 
krise. 162 5./18,—). 

Ein anderes Buch aus der Edition ID-Archiv 
ist: Krise - welche Krise? (118 S./14,—DM) 
mit Texten von Res Strehle, Ernest Mandel, 
Robert Kurz, Maria Mies und Karl Heinz 
Roth (also den bekanntesten Kapitalis- 
muskritikerInnen aus dem marxistischen We- 
sten). 

Und wo wir schon mal beim Geld sind, mal was 
praktisches: InKreuzberg hat sich einTausch- 
ring etabliert (Biete Haareschneiden gegen 
Mittagessen usw.). Wer sich dafür interessiert 
kann ein „Info-Pack“ (12 S./zum Selbstkosten- 
preis von 2,—DM) bei Kreuzberger Tausch- 
ring c/o Nachbarschaftsheim Urbanstr. 21, 
10961 Berlin, bestellt werden. Die Gruppe 
bringt auch eine Zeitung heraus mit dem Na- 
men „Strassenkreuzer“ (Kreuzer ist die Ver- 
rechnungseinheit des Tauschringes). Für Men- 
‚schen mit wenig Bargeld sicher eine interes- 
sante ökonomische Alternative. 


Ob das Buch „Der Anarchist von Chicago“ 
von Jürgen Alberts (Rowohlt Verlag 442 S./ 
42,—DM) mit „Kreuzer“ bezahlt werden kann, 
weiß ich nicht, aber das Buchst sein Geld wert. 
Ein Roman um die Haymarket-Affäre im Chika- 
go von 1886, wo am Ende einer friedlichen 
Demonstration eine Bombe explodierte, für die 
acht Anarchisten verantwortlich gemacht wur- 
den - vier von ihnen wurden zum Tode verur- 
teilt. Der oder die Attentäter wurden nie ermit- 
telt. Daß Alberts in seinem fiktiven Buch nun 
doch einen Anarchisten wählt der die Bombe 
geworfen hat - aus welchen Grund auch immer 
- ist trotz literarischer und geschichtlicher Qua- 
litäten des Buches nicht einsehbar. 

Zum Schluß noch den Hinweis auf einige Kata- 
loge: Der AurorA-Buchversand hat ein neues 
Bücher-Info gemacht, welches kostenlos an- 
gefordert werden kann (Knobelsdorffstr. 8, 
14059 Berlin), und dasAnti-Quariat, (Oranien- 
str. 45, 10969 Berlin) hat einen neuen Katalog 
mit den Themen Literatur, Sozialismus, Anar- 
chismus, Faschismus-Widerstand und vieles 
mehr herausgegeben. ...also einiges zu lesen. 
Bis dann... Knobi 


Meldung 


Kurdischer Agri-Verlagüberfallen, 15 
Tonnen Bücher beschlagnahmt 

Am 1. Juni gegen 9 Uhr wurde der in Köln 
ansässige kurdische Agri-Verlag von 30 Polizi- 
sten gestürmt. Nach einer vierstündigen Durch- 
suchung wurde der Verlag geschlossen und ca. 
15 Tonnen Bücher, Zeitschriften, Kassetten 
etc. beschlagnahmt. Die Bundesanwaltschaft 
gab als Vorwand für die Durchsuchung an, daß 
der Agri-Verlag Material über den 5. Parteikon- 
greß der PKK vertrieben haben soll. Die Stadt 
Köln erklärte kurz danach laut dpa, daß sie den 
Verlag auch gewerberechtlich schließen wolle. 
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Ein Sprecher des Verlags, Edip Polat, 
protestierteineiner ersten Stellungnahme: „Die- 
ser Angriff des deutschen Staates erinnert mich 
an die Bücherverbrennungen des Hitler- 
faschismus. Wir publizierten und vertrieben 
verschiedene Bücher, Broschüren, Kassetten 
etc. mit dem Ziel, das kurdische Volk zu infor- 
mieren, aufzuklären und zu bilden ... Das istein 
Angriff auf die Informations- und Meinunggsfrei- 
heit ... damit wendet der deutsche Staat die 
gleichen Methoden an wie der türkische ... Wir 
verurteilen diesen Angriff aufs Schärfste.“ 

Der Agri-Verlag war bereits in der Ver- 
gangenheit im Zusammenhang mit den Verbo- 
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ten kurdischer Vereine mehrfach durchsucht 
worden, dabei waren auch Zeitungen, Zeit- 
schriften und Bücher beschlagnahmt worden. 
Die jetzige Aktion, bei der der gesamte Verlag 
im wahrsten Sinne des Wortes „leergeräumt“ 
wurde, dürfte aber einmalig in der Verlags- 
geschichte dieser Republik, zumindest in den 
letzten 20 Jahren sein. Die staatlichen Behör- 
den versuchen ganz offensichtlich, nach dem 
(weitgehend erfolglosen) Verbot derkurdischen 
Vereine nun die kurdische Publizistik in der 
BRD mundtot zu machen, um die furchtbaren 
Verbrechen des türkischen Regimes und seiner 
deutschen Helfershelfer vor jeder öffentlichen 
Kritik in der BRD abzuschirmen. Mehrere kurdi- 
sche Zeitungen und Zeitschriften sind seit den 
Verboten kurdischer Vereine bereits verboten, 
der „Kurdistan-Report“ wird immer wieder be- 
schlagnahmt, selbst die Zeitung „Yeni Politika“ 
wird kurdischen Gefangenen in der BRD ver- 
weigert. Das Verbot des Agri-Verlags droht 
diese ständig zunehmende Zensur nun auch 
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auf alle kurdischen Bücher und Broschüren 
auszuweiten, die den kurdischen Befreiungs- 
kampf erkennbar unterstützen. 

Leider waren bei Redaktionsschluß der 
Verlag (u.a. wegen der behördlich angeordne- 
ten „Versiegelung“ der Verlagsräume) nähere 
Auskünfte, was alles unter welchem Vorwand 
beschlagnahmt worden ist und welche Schritte 
(auch rechtliche) der Verlag selbst jetzt unter- 
nehmen will, noch nicht bekannt. Die örtlichen 
GRÜNEN im Kölner Rat protestierten in einer 
ersten Presseerklärung gegen den Polizeiüber- 
fall und erneuerten ihre Forderung, die Verbote 
der kurdischen Vereine insgesamt zurückzu- 
nehmen. Sie wollen außerdem das Vorgehen 
der Kölner Gewerbeaufsicht, die parallel zur 
Bundesanwaltschaft den Verlag auch gewerbe- 
rechtlich verbieten will, in den zuständigen Aus- 
schüssen des Kölner Rats zur Sprache bringen. 
Aus: Kurdistan-Rundbrief, Nr. 12, Jg. 8, 
15.6.1995 | 
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mu telegraph-Abonnement 
Ich bestelle den telegraph im Abonnement 
ab: für 
__ 1 Jahr (45,- DM) 
__ 1/2 Jahr (23,- DM) 
Das Abonnement verlängert sich automatisch, sofern es An 
nicht spätestens 6 Wochen vor Ablauf des alten Abos 
ekündigt wird. Der Auftrag kann innerhalb von 10 - 
Tayen widerrufen boss Redaktion telegraph 
__ auf Probe (2 Hefte für 6,- DM) i 
Das Probeabo verlängert sich nicht automatisch! Schliemannstr. 22 
Probeabo nur gegen Vorkasse (bar oder Briefmarken!) | 
10437 Berlin 


gem m mn m en a 
Loummammmael 


Datum/Unterschrift 


Mi telegraph - das Geschenk Name: 
Ich verschenke den telegraph als Abo für Str./Nr.: 
1 Jahr (45,- DM) an: OrV/PLZ: 
Name: __ 7 7 785 7 WE Zahlungsweise 7 ‚Rechnung == 
Str./Nr.: | Scheck 


NOLURLZ _ on 2%, 77 ger agar per Abbuchung __ 
Das Geschenkabo verlängert sich nicht automatisch! Bar | 

Der Auftrag kann innerhalb von 10 Tagen widerrufen 

werden. a A we Se. ee Re 

' Konto-Nr. Bankleitzahl 


Datum/Unterschrift 
Name der Bank/Ort 


Hinweise zur Abokarte: 

Im grau markierten Feld bitte ankreuzen, ob Ihr den "telegraph" verschenken wollt, 

oder selbst abonniert und das zugehörige Feld ausfüllen. Dann rechts das Feld zur 

Zahlungsweise ausfüllen. Nur wenn ein Einzug des Geldes vom Konto (Abbuchung) 

gewünscht ist, bitte die Angaben zu Kontonummer, Bankleitzahl etc. machen und vor 
dem Abschicken nochmal überprüfen sowie mit der zweiten Unterschrift bestätigen. 

Fristen: 

Das Abo (nicht Geschenk- oder Probeabo) verlängert sich automatisch, wenn nicht 

spätestens 6 Wochen vor Ablauf des alten Abos die Kündigung erfolgte. Den Aboauf- 
trag könnt Ihr bis zehn Tage nach Abschicken (Poststempel) widerrufen. 

Probeabo: 

Wer den "telegraph" noch nicht kennt, kann sich über das Probeabo informieren (nur 
gegen Vorkasse Bar oder Scheck) 

Geschenkabo: 

Wenn Euch jemand lieb ist, schenkt ihr/ihm doch einfach ein "telegraph"-Abo! 
Förderabo: 

Menschen, die meinen, daß sie so viel Geld verdienen, daß sie eine Zeitschrift wie den 
"telegraph" unterstützen wollen, können das mit einem Förderabo für mindestens 70,- 
DM im Jahr tun. Die Fristen sind die gleichen wie beim normalen Abo. Wirtschaftlich 
geht es dem "telegraph" nicht besonders gut. 

Auslandsabo: 

Wegen des erheblich höheren Portos kostet ein Auslandsabo im Jahr 60,- DM. Lese- 
rInnen in Osteuropa erhalten allerdings wegen des Verfalls der dortigen Währungen 
auf Wunsch den "telegraph" wesentlich verbilligt. | 
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